
I Politik, Verwaltung und Gesetzgebung der
Zweiten Polnischen Republik

Das Erbe der Imperien

Die Bürgermeister und die kommunale Verwaltung in der Zweiten Polnischen Re-
publik waren sowohl von den aktuellen politischen Entwicklungen als auch dem
Erbe der imperialen Zeit geprägt. Das Territorium der Zweiten Republik, die am
11. November 1918 proklamiert wurde, befand sich seit dem Ende des 18. Jahrhun-
derts in drei Imperien: dem Deutschen Kaiserreich, der Habsburger Monarchie
und dem Russischen Zarenreich. Das Erbe dieser Imperien prägte die polnische
Verwaltung und andere Bereiche des öffentlichen Lebens und schlug sich ebenso
in der Mentalität ihrer Bewohner nieder. Es überstand sogar die Volksrepublik Po-
len und trägt noch heute zur Heterogenität von Kultur und Politik in Polen bei.1

Polen arbeiteten in allen Verwaltungen der drei Teilungsgebiete, aber eine
polnischsprachige und von polnischen Beamten dominierte Kommunal- und Lan-
desverwaltung existierte nur in Galizien. In Kongresspolen wurde die Kommunal-
verwaltung durch das zaristische Innenministerium in Sankt Petersburg kontrol-
liert, weshalb dort eine autonome Selbstverwaltung nicht vorhanden war. Dazu
führte maßgeblich der Januaraufstand von 1863/64, infolge dessen Zar Alexander
II. die Selbstverwaltung in Kongresspolen auflöste bzw. sie einer direkten und
strengen Kontrolle des Innenministeriums unterstellte. Die Stadtpräsidenten, Bür-
germeister, Magistrate und Beisitzer in Kongresspolen konnten keine eigenständi-
ge und autonome Kommunalpolitik führen. Ihre Tätigkeit beschränkte sich oft
darauf, die Direktiven des Landes- und Polizeigouverneurs umzusetzen, die diese
vom Innenministerium erhielten. Aufgrund dieser Regelung waren die Kommu-
nalpolitiker in Kongresspolen nicht daran gewöhnt, unabhängig vom administrati-
ven Zentrum zu arbeiten und eigene politische Entscheidungen zu treffen. Des
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Weiteren trauten viele Polen dem administrativen Zentrum in Sankt Petersburg
und seinen Entsandten in Kongresspolen nicht.2

Der Warschauer Stadtpräsident war kein durch die Stadtbürger gewählter
Ortsvorsteher, der in erster Linie die Interessen der lokalen Stadtbevölkerung ver-
trat, sondern ein Beamter des Imperiums und Diener des Zarenreichs. Unter ande-
rem aus diesem Grund schritten die Modernisierung und Urbanisierung in Kon-
gresspolen langsamer voran als in Galizien und Preußen. Da jedoch die aus dem
Zarenreich nach Warschau entsandten russischen Beamten lange, in der Regel
über eine Dekade, die Stadt verwalteten, wurden aus einigen von ihnen Lokalpa-
trioten, die wie Sokrates Starynkiewicz (1820–1902) „sich mit der Stadt identifizier-
ten und stolz auf das Erreichte waren“.3

Im Gegensatz zu Kongresspolen spielten die Kommunalverwaltungen in Preu-
ßen und der Habsburgermonarchie eine wichtige Rolle. Sie agierten ortsspezifisch,
autonom und waren für das Funktionieren der Imperien wichtig, wobei sie in
Preußen und der Habsburgermonarchie unterschiedlich ausgerichtet waren. Wäh-
rend in der Donaumonarchie der Ausgleich von 1867 dazu führte, dass die Kom-
munal- und Landesverwaltung von Polen dominiert wurden und eine spezifische
„polnisch-imperiale“ Verwaltung entstand, wurden dieselben Verwaltungsebenen
in der Provinz Posen besonders nach 1871 von deutschen Politikern kontrolliert.
Dennoch ähnelten sich die Strukturen der Verwaltungen stark. Sowohl in der Pro-
vinz Posen als auch in Galizien wurden Bürgermeister und Stadträte durch steuer-
zahlende Bürger nach dem Dreiklassenwahlrecht gewählt.4

Neben Polen arbeiteten in der galizischen Verwaltung auch Juden und Ukrai-
ner aber sie wurden – ähnlich wie in anderen Bereichen des öffentlichen Lebens –
in der Kommunalverwaltung umfassend diskriminiert. In Lemberg, der Haupt-
stadt von Galizien, durften seit 1870 nicht mehr als 20 Prozent der Stadtabgeordne-
ten Juden sein, obwohl Lemberg zu über 30 Prozent von Juden bewohnt war.5 Der
Bürgermeister von Lemberg musste christlicher Konfession sein, was die Wahl ei-
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nes jüdischen oder ukrainischen Bürgermeisters verhindern sollte.6 Die Ukrainer
versuchten dem diskriminierenden Trend entgegenzuwirken, jedoch ohne Erfolg.
Es gelang ihnen nur kurzfristig während des Ersten Weltkriegs und während des
polnisch-ukrainischen Konflikts die Verwaltung ansatzweise zu ukrainisieren.7

Die Situation der Polen in Preußen stand im krassen Gegensatz zu ihrer Lage
in Galizien. Obwohl die Verfassung des Deutschen Kaiserreichs Polen mit anderen
Bürgern gleichsetzte, waren sie in den Kommunalverwaltungen unterrepräsen-
tiert. Alle Posener Bürgermeister von 1825 bis 1918 waren Deutsche. Obwohl Polen
in Posen vor dem Ersten Weltkrieg knapp 50 Prozent der Bevölkerung ausmach-
ten, waren sie zu dieser Zeit nur mit sieben Deputierten im Stadtrat vertreten. 33
Sitze fielen Deutschen und 16 Juden zu. Im Unterschied zu Lemberg oder War-
schau waren Juden in Posen deutschsprachig und machten nur 3,6 Prozent der
Stadtbevölkerung aus. Mit Michaelis Placzek hatte die Stadt Posen seit 1911 auch
einen jüdischen Stadtratsvorsitzenden. Polen wurden auch nur selten in der Stadt-
verwaltung eingestellt. Zu der Zusammensetzung des Stadtrats trug maßgeblich
das Zensuswahlrecht bei, das vermögende Bürger begünstigte, und zu der Nicht-
einstellung der Polen in der Stadtverwaltung die rassistische Politik des Kaiser-
reichs in der Provinz Posen.8

Die Nichteinstellung bestimmter ethnischer Gruppen war auch in Galizien
verbreitet. Betroffen davon waren Juden und Ukrainer. In Galizien kam jedoch die
Tradition des jüdischen Vizebürgermeisters zustande. Viele galizische Städte hat-
ten einen polnischen Bürgermeister und einen jüdischen Vizebürgermeister.9 Ju-
den konnten auch in einigen galizischen Städten Ende des 19. und Anfang des 20.
Jahrhunderts den Posten des Bürgermeisters bekleiden. 1907 amtierten in Galizien
zumindest 24 jüdische Bürgermeister.10 Buczacz wurde von 1879 bis zum Ende des
Ersten Weltkriegs von dem jüdischen Bürgermeister Bernard Stern verwaltet.11
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Daniel Gross, der Großvater des jüdisch-polnisch-amerikanischen Historikers und
Soziologen Jan Tomasz Gross, bekleidete das Bürgermeisteramt in Biała.12

Kommunalverwaltung in der Übergangszeit

Die Zweite Polnische Republik, die am 11. November 1918 ausgerufen wurde, war
ethnisch heterogen. Bewohnt war sie neben christlich-katholischen Polen auch
von Juden, Ukrainern, Deutschen, Litauern, Weißrussen und anderen ethnischen
Gruppen, die in den politischen Diskursen als „Minderheiten“ bezeichnet wurden.
Durch sein dreifaches imperiales Erbe verfügte der junge Staat über drei verschie-
dene Schienennetze und drei unterschiedliche Verwaltungssysteme, die verein-
heitlicht werden mussten.13 Diese Vereinheitlichung nahm Zeit in Anspruch. Ob-
wohl der Vereinheitlichungsprozess 1928 bzw. 1933 offiziell abgeschlossen war,
blieben erhebliche Unterschiede sowohl zwischen den drei Teilungsgebieten als
auch regional bis zum Zweiten Weltkrieg bestehen. Das neue Verwaltungssystem
ähnelte am meisten dem preußischen Modell.14

Die Polonisierung der Verwaltung begann in Kongresspolen und der Provinz
Posen bereits im Ersten Weltkrieg. Kongresspolen hatte zwar keine Selbstverwal-
tungen mit gewählten Räten wie in Galizien und der Provinz Posen, aber es hatte
durch das Zarenreich kontrollierte Stadt- und Kommunalverwaltungen, die polo-
nisiert werden konnten. Sowohl das Deutsche Kaiserreich als auch das Zarenreich
ließen die Polonisierung während des Kriegs zu, um die Polen für sich zu gewin-
nen. In Warschau wurde Polnisch als Amtssprache bereits 1914 eingeführt. Als
Warschau 1915 von den Deutschen eingenommen wurde, berief der Generalgou-
verneur Hans von Beseler dort ein polnisches Bürgerkomitee und ernannte den
Fürsten Zdzisław Lubomirski zum Warschauer Stadtpräsidenten. 1916 wurden
Wahlen zum Stadtrat unter deutscher Aufsicht durchgeführt, in dem es schnell zu
politischen Streitigkeiten zwischen den gewählten Fraktionen kam.15

In mittelgroßen und kleinen Städten Kongresspolens wie Tomaszów Mazo-
wiecki, Piotrków Trybunalski oder Wieluń gestaltete sich die Situation in der Über-
gangszeit ähnlich wie in Warschau. Russische Bürgermeister und Stadtpräsiden-
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ten gaben ihre Stellen auf, weil sie nach Russland flohen. Da die Städte verwaltet
werden mussten, begannen schon 1914 polnische Bürgermeister zu amtieren. Die
neu entstandenen Bürgerkomitees, die aus Kommunalbeamten und -politikern be-
standen, standen der polnischen nationalen Idee nahe. Aus diesem Grund wurden
sie 1915 von den Deutschen zumindest in einigen Städten aufgelöst.16 In der Klein-
stadt Otwock bei Warschau organisierten am 7. Juni 1916 die deutschen Besat-
zungsbehörden die ersten Wahlen. Zum Bürgermeister wurde Witold Kasperowicz
gewählt, den der Generalgouverneur durch Józef Kwieciński ersetzten ließ. In den
Otwocker Stadtrat wurden am 25. Februar 1917 fünf Polen und vier Juden ge-
wählt.17

In Posen überstand die deutsche Stadtverwaltung den Ersten Weltkrieg wei-
testgehend unversehrt.18 Im Oktober 1918 bestand der Posener Stadtrat aus 20
Deutschen, 29 deutschsprachigen Juden und 11 Polen. 1920 waren noch 17 Deutsche
im Posener Stadtrat vertreten. Da es zu wenig ausgebildete polnische Beamte in
Posen gab, versuchte die Stadtverwaltung die Auswanderung deutscher Beamter
zunächst zu verhindern.19 Erst im Zug der Umstellung auf die polnische Sprache,
sank die Zahl deutscher und jüdischer Räte wie auch anderer Beamter und Ange-
stellter rapide ab. In der Zwischenkriegszeit wurde die Posener Stadtverwaltung
von den rechtsradikalen Kommunalpolitikern der Nationaldemokratie (Narodowa
Demokracja, ND), die als Endecja bekannt ist, dominiert. Obwohl in Posen Juden
nicht einmal ein Prozent der Stadtbevölkerung ausmachten, war der Antisemitis-
mus noch mehr als in Warschau oder Lemberg verbreitet, wo über 30 Prozent der
Einwohner Juden waren.20

Staatliche Politik, Juden und politische Lager

Die politische Entwicklung in der Zweiten Republik wurde stark von der nationa-
listischen Endecja und der sozialistischen Sanacja geprägt. Zeitlich kann man sie
in drei Phasen unterteilen: 1918 bis 1926, 1926 bis 1935 und 1935 bis 1939. In der ers-
ten Phase (1918–1926) konstituierten sich die politischen Kräfte und es kam zu star-
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ken Spannungen zwischen linken und rechten Parteien. Es war eine Zeit der politi-
schen Instabilität, wechselnder Regierungen und scharfen Rivalitäten. Bis Mai
1926 brachen in Polen 15 Regierungen zusammen. Am 16. Dezember 1922, wenige
Tage nachdem der erste polnische Präsident Gabriel Narutowicz mit den Stimmen
linker Parteien, der Bauernpartei und der nationalen Minderheiten gewählt wor-
den war, ermordete ihn der rechte Künstler Eligiusz Niewiadomski. Im nationalen
Lager wurde Narutowicz als Sozialist und Jude und seine Wahl zum Präsidenten
als eine nationale Schande wahrgenommen. Weil die Lage instabil war und die
Übernahme der Macht durch die Endecja drohte, führte Józef Piłsudski mit seinen
Anhängern und ehemaligen Legionisten, mit denen er im und nach dem Ersten
Weltkrieg um einen polnischen Staat gekämpft hatte, vom 12. bis 15. Mai 1926 ei-
nen Putsch in Warschau durch, mit dem er die Macht übernahm und sie bis zu sei-
nem Tod im Mai 1935 behielt.

Die Piłsudski-Ära bezeichnet die zweite Phase (1926–1935). In dieser Zeit wur-
de Polen durch das Sanacja-Regime regiert. Es war eine militärisch-sozialistische
Diktatur, die Elemente der Demokratie beibehielt. Die Sanacja (Pol. Sanierung)
agierte in Opposition zu der Endecja, der der nationalistische und antisemitische
Roman Dmowski vorstand. Das Sanacja-Lager versuchte, nationale Minderheiten,
die in der Zweiten Republik 35 Prozent der Bevölkerung ausmachten, an den Staat
zu binden. Den Antisemitismus wies es als eine staatsfeindliche Ideologie ab. Pił-
sudski schützte Juden vor der Endecja und dem sich verbreiteten Antisemitismus.
Er betrachtete sie – ähnlich wie alle anderen Minderheiten – als grundsätzlich
gleichberechtigte Bürger des polnischen Staates. Das Lager ging auch Bündnisse
mit jüdischen Parteien ein und wies in seinen Reihen assimilierte Juden auf.21

Nach Piłsudskis Tod im Mai 1935 setzte die dritte Phase (1935–1939) ein. Die
politische Lage in Polen änderte sich diametral. Der Parteilose Block der Regie-
rungsunterstützer (Bezpartyjny Blok Współpracy z Rządem, BBWR), den 1927 die
Sanacja gegründet und der polnische und nichtpolnische Politiker und Parteien
vereint und die Politik kontrolliert hatte, löste sich auf. Anschließend driftete die
politische Entwicklung schnell nach rechts, weil die bis dahin marginalisierten
rechten Politiker sich endlich wieder betätigen konnten und weil dem Nationalis-
mus und Antisemitismus vom Sanacja-Lager keine Grenzen mehr gesetzt wurden
bzw. der nationale Flügel der Sanacja die Macht übernahm. 1937 gründete eine
Gruppe rechter Politiker und Denker das Lager der Nationalen Einheit (Obóz Zjed-
noczenia Narodowego, OZN), das die Politik im Land bis zum Zweiten Weltkrieg
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bestimmte. Da seit Piłsudskis Tod niemand mehr die Juden von oben schützte und
weil das OZN antisemitisch und nationalistisch handelte, verschlechterte sich die
Situation der Juden und anderer Minderheiten in Polen erheblich. Der bereits vor
1935 in der polnischen Gesellschaft weit verbreitete Hass gegen Juden und andere
Minderheiten, die nur als Gäste aber nicht als Staatsbürger angesehen wurden,
wurde sukzessiv zur Staatsdoktrin. Dies zeigte sich unter anderem in einer Welle
von Überfällen, Ausschreitungen und Pogromen, die nur wenige Monate nach Pił-
sudskis Tod losbrach. Die Gewalt erreichte ihren Höhepunkt 1936 und endete erst
als das OZN die Macht übernahm und eine Koalition mit den prügelnden radikalen
Nationalisten einging.22 Radikalnationalistische, faschistische und antisemitische
Gruppierungen wurden nach 1937 in Polen rehabilitiert, legalisiert und konnten
ungestört ihre faschistischen und militärischen Jugendorganisationen aufbauen.23

Juden, die 1939 3,3 Millionen polnischer Staatsbürger ausmachten, traf die na-
tionalistische Politik der polnischen Regierung und radikalen Gruppierungen be-
sonders hart. Neben Ukrainern und Deutschen wurden sie als Bedrohung darge-
stellt und zum Hauptfeind Polens stilisiert.24 Die vom OZN dominierte polnische
Regierung ging davon aus, dass in Polen zu viele Juden lebten und suchte aktiv
nach einer „Lösung“ für dieses „Problem“. Zusammen mit zionistischen Politikern
überlegte sie, ob Juden aus Polen nach Palästina oder Madagaskar umgesiedelt
werden könnten.25

Juden wurden, ähnlich wie andere Minderheiten, nur selten in der Verwal-
tung der Zweiten Republik eingestellt. 1931 machten sie nur 1,8 Prozent aller im
öffentlichen Dienst beschäftigten Personen aus. In den Kommunalverwaltungen
machten sie 2,5 Prozent aller Beschäftigten aus, wobei diese Statistik auch westpol-
nische Städte einschloss, in denen gar keine oder nur sehr wenig Juden lebten.26

Eine differenziertere Statistik von 1936 zeigte große Diskrepanzen auf diesem Ge-
biet. Laut ihr machten in 302 polnischen Städten mit einem jüdischen Bevölke-
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rungsanteil von über 40 Prozent Juden 7,6 aller Mitarbeiter der Stadtverwaltungen
aus. Gleichzeitig gab es in Polen viele Orte mit einem Judenanteil von über 50 Pro-
zent, in denen kein einziger Jude als Beamter in der Stadtverwaltung tätig war.27

An polnischen Universitäten waren nur sieben von 596 Professoren Juden. In
nichtstaatlichen Institutionen wurden sie aufgrund ihrer Qualifikationen jedoch
gerne eingestellt. In den letzten Jahren vor dem Krieg machten Juden 24,2 Prozent
der Lehrer an privaten, aber nur 2,3 Prozent an staatlichen Schulen aus. Weil sie
im öffentlichen Dienst wenig Chancen auf Beschäftigung hatten, arbeiteten viele
Juden in freien Berufen. 1931 waren 33,5 Prozent der Anwälte und 56,0 Prozent der
Privatärzte Juden. In staatlichen Krankenhäusern dagegen stellten sie nur 11,9 Pro-
zent des Ärztepersonals. Da Juden allmählich der Zugang zu Studiengängen wie
Medizin und Jura erschwert und teilweise ganz versperrt wurde, sank ihre Zahl in
diesen Berufen ebenfalls konstant. Eine vergleichbare staatliche Diskriminierung
der Juden im öffentlichen Dienst hatte es vor 1914 weder in Galizien noch in Preu-
ßen oder in Kongresspolen gegeben.28

Vor der Einstellung in der Stadtverwaltung wurde der Hintergrund nichtpol-
nischer Bewerber durch die Kriminalpolizei überprüft. Manchmal geschah das
auf Veranlassung des Bürgermeisters. So war es unter anderem bei Bruno Kram,
der sich 1938 um die Stelle des Sekretärs in Skarżysko-Kamienna bewarb.29 Cha-
rakteristisch für die antisemitische Einstellung zu Juden sind die Worte von Fran-
ciszek Szwajdler, dem Sprecher des Vereins der Polnischen Anwälte. 1937 sagte er:
„Wir sollten nicht vergessen, dass jeder Jude gefährlich ist, sogar ein sogenannter
‚ehrlicher Jude‘; sogar ein Jude, den mit Orden bedeckt ist, der sich auf dem
Kampffeld auszeichnete oder Überdurchschnittlichkeit in Jura oder Wissenschaft
erreichte.“30 Als die Warschauer Stadtverwaltung 1927 vorhatte, einige Juden ein-
zustellen, reagierten die Straßenbahnangestellten mit einem Streik auf diesen
Plan.31

Die Beziehungen zwischen Deutschland und Polen gestalteten sich nach dem
Ersten Weltkrieg kompliziert. Weil die Provinz Posen sowie Teile von Pommern,
Westpreußen und Schlesien an Polen angeschlossen worden waren, lehnten alle
deutschen Parteien einschließlich der Sozialdemokraten den polnischen Staat ab
und bezeichneten ihn als einen „Saisonstaat“. Viele Deutsche verließen Polen und
diejenigen, die blieben, wurden ähnlich wie andere Minderheiten als Bürger zwei-
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ter Klasse behandelt. Ähnlich erging es Polen, die in der Weimarer Republik leb-
ten. 1925 brach ein Handelskrieg zwischen Deutschland und Polen aus. Die ange-
spannte Lage änderte sich paradoxerweise erst, als Hitler 1933 an die Macht kam.
Zu dieser Zeit war die polnische Armee noch zwei Mal so groß wie die deutsche.
Außerdem wurde Polen durch internationale Verträge geschützt.32

Als Hitler zum Kanzler gewählt wurde, spitzten sich die Beziehungen zwi-
schen Deutschland und Polen zwar kurzfristig zu, aber nach einigen Monaten ka-
men sich die beiden Länder so nah wie nie zuvor.33 Am 26. Januar 1934 unterschie-
ben Deutschland und Polen einen Nichtangriffspakt, der eine Periode intensiver
Zusammenarbeit markiert.34 Die Annäherung spielte sich auf vielen Ebenen ab.
Sie führte unter anderem dazu, dass der polnische Sänger Jan Kiepura mehrmals
in Berlin auftrat, die Schauspielerin Pola Negri in Joseph Goebbels’ Filmen spielte,
Piłsudskis Schriften ins Deutsche übersetzt und mit einem Vorwort von Herman
Göring publiziert wurden, Hitler nach Piłsudskis Tod eine Trauermesse in Berlin
organisierte und die Chefs der Berliner und Warschauer Polizei begannen sich ge-
genseitig auszutauschen.35 Obwohl diese Freundschaft durchaus intensiv war und
sowohl Piłsudskis Tod als auch das Ende des BBWR überstand, trug sie dennoch
deutlich pragmatische Züge. Ihr Kernstück war der Antikommunismus bzw. die
gemeinsame Furcht vor der Sowjetunion. Als Hitler merkte, dass er Polen nicht als
Juniorpartner für einen Krieg gegen die Sowjetunion gewinnen konnte, kündigte
er im April 1939 den Vertrag.36

Die Phase der Annäherung zwischen Hitler-Deutschland und Polen begann
nicht ohne Grund während Piłsudski an der Macht war. Hitler bewunderte ihn als
einen Führer und Staatsmann, obwohl Piłsudski ein Sozialist war und Hitlers ras-
sistische und antisemitische Ansichten keineswegs teilte. Dennoch strebte er aus
pragmatischen Gründen eine Koalition mit Deutschland an. Hitlers politische und
ideologische Ansichten standen zwar denen von Piłsudskis Rivalen Roman Dmow-
ski deutlich näher, aber dieser lehnte eine Koalition mit Deutschland ab, weil er in
Deutschland den gefährlichsten Feind Polens sah. Im Gegensatz zu Piłsudski op-
tierte Dmowski für eine Koalition mit der Sowjetunion. Trotz seiner ideologischen
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Bewunderung für den Nationalsozialismus hätte Dmowski einen Nichtangriffspakt
mit Hitler wohl niemals unterschrieben.37

Trotzdem trugen in erster Linie Dmowskis Ansichten zur Kollaboration auf
verschiedenen Ebenen zwischen Deutschen und Polen im Zweiten Weltkrieg bei,
weil Dmowski und nicht Piłsudski die Juden als die Hauptfeinde Polens verstand.
Als die Sanacja 1926 die Macht übernahm, gründete Dmowski das Großpolnische
Lager (Obóz Wielkiej Polski, OWP), die größte polnische faschistische Bewegung
der Zweiten Republik. Das OWP, dessen Führer (wielki oboźny) Dmowski war,
zählte 1930 über 200.000 Mitglieder und war eine der mitgliederstärksten faschis-
tischen Bewegungen in Europa. Als es 1933 vom Staat verboten wurde, schlossen
sich seine Mitglieder der Nationalen Partei (Stronnictwo Narodowe, SN) an, die
ebenfalls die Interessen der Endecja vertrat mit über 200.000 Mitgliedern im Jahr
1939 genauso stark war wie das OWP sechs Jahre zuvor. Ideologisch unterschieden
sich das OWP und die SN kaum. Beide kombinierten Nationalismus mit Katholizis-
mus und versuchten, einen polnischen Faschismus zu erfinden. Beide hatten einen
starken Einfluss auf die politischen Ansichten vieler Bürgermeister sowie anderer
Kommunalbeamten. Ihre Ideologie wurde vom OZN aufgenommen und bestimmte
somit das politische Leben in den letzten Jahren vor dem Krieg.38

Stadtverwaltungen und Gesetzgebung

Die Stadt- und Kommunalverwaltungen waren von der staatlichen Politik geprägt,
obwohl sie ihre eigenen lokalen Dynamiken entwickelten und grundsätzlich als
unabhängige Selbstverwaltungen galten. Die Zusammensetzung der Stadtverwal-
tung in der Zweiten Republik wurde mit dem Dekret vom 4. Februar 1919 reguliert,
der auf dem preußischen Model basierte. Die Stadtverwaltung bestand demnach
aus zwei Elementen: dem Stadtrat (Legislative) und dem Magistrat (Exekutive).
Der Stadtrat war das Entscheidungs- und Kontrollorgan. Er entschied über wich-
tige Kommunalfragen und beaufsichtigte die Geschäfte des Magistrats. Er tagte
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mindestens einmal im Monat und bestand aus 12 oder mehr Räten (Stadtdeputier-
ten), die in öffentlichen Wahlen für eine Legislaturperiode von drei Jahre gewählt
wurden. 1933 wurde die Legislaturperiode auf fünf Jahre erweitert. Räte, die 1919
noch im ehemaligen Kongresspolen gewählt worden waren, blieben aufgrund ei-
ner Sonderregelung bis 1927 im Amt.39

Die Stadträte durften nicht bei der Stadtverwaltung angestellt sein. Sie verlo-
ren ihr Amt, wenn sie einen Platz im Magistrat annahmen, in einem wirtschaftli-
chen Verhältnis zur Stadtverwaltung standen, z. B. durch Übernahme öffentlicher
Aufträge, oder wenn sie drei Monate lang bei den Sitzungen abwesend waren. Die
Räte wählten den Magistrat, der aus dem Bürgermeister, dem Vizebürgermeister,
den Beisitzern und dem Sekretär bestand. Die Größe des Magistrats hing von der
Größe des Stadtrats ab. Die Mitglieder des Magistrats machten 10 Prozent aller
Stadträte aus. Davon ausgenommen waren der Bürgermeister, sein Vertreter und
der Sekretär. Große Städte wie Warschau hatten fünf Vizepräsidenten. In kleinen
Städten bestand der Magistrat neben dem Bürgermeister und seinem Vertreter
nur aus nur zwei oder drei Beisitzern und dem Sekretär. Die Mitglieder des Magis-
trats mussten über eine entsprechende Ausbildung verfügen bzw. fachlich geeig-
net sein. Sie mussten zumindest die Grundschule abgeschlossen haben, die polni-
sche Staatsangehörigkeit besitzen und seit sechs Monaten in den Gemeinden
wohnhaft sein.40

Der Magistrat führte die Entscheidungen des Stadtrates aus, konnte sie aber
auch mit einem Veto blockieren.41 Tatsächlich hatte der Bürgermeister innerhalb
der Stadtverwaltung, vor allem nach den Zentralisierungsreformen von 1926 und
der Einführung des zweiten Dekrets über die Reformierung der Kommunalverwal-
tung 1933, viel Entscheidungsfreiheit und administrative Macht. Infolge der Zen-
tralisierung der Verwaltung durch die autoritäre Sanacja-Bewegung wurde der
Bürgermeister weniger vom Stadtrat als von der Regierung, in erster Linie dem
Innenministerium bzw. ihm untergeordneten Organen wie dem Wojewoden (wo-
jewoda) und Starosten (starosta), kontrolliert.42

Die Dezentralisierung der Macht, die in den frühen 1920er Jahren eingeführt
worden war und das Konzept der Selbstverwaltung etabliert hatte, wurde durch
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die Sanacja infolge der Reformen von 1926, 1928 und 1933 nach und nach aufgeho-
ben. Diese Reformen schränkten die Kompetenzen der Kommunalverwaltungen
ein und führten dazu, dass sie von einer der Regierung loyalen Gruppierung re-
giert wurden. In größeren Städten wie Warschau, Krakau und Posen löste die Re-
gierung das Stadtparlament und den Magistrat vorübergehend auf und stellte ei-
nen kommissarischen Bürgermeister ein, mit dem sie die Kommunalpolitik kon-
trollieren konnte. Die Reformen der Sanacja stärkten auch die Position der
leitenden Beamten wie des Wojewoden, Starosten und Bürgermeisters bzw. Stadt-
präsidenten.43

Bürgermeister und Gesetzgebung

Städte der Zweiten Republik wurden durch Bürgermeister (burmistrz) und Stadt-
präsidenten (prezydent miasta) regiert. Die Funktion des Stadtpräsidenten ent-
sprach etwa der eines deutschen Oberbürgermeisters. Stadtpräsidenten verwalte-
ten kreisfreie Städte. Dazu zählten große Städte wie Warschau, Krakau oder Posen
sowie mittelgroße wie Tschenstochau, Radom oder Kielce. Jedem Stadtpräsidenten
bzw. Bürgermeister standen Vizepräsidenten bzw. Vizebürgermeister zur Seite.
Sie übernahmen bestimmte Aufgaben wie die Verwaltung einzelner Stadtteile
oder die Überwachung konkreter Verwaltungsbereiche.44

Laut einer Verordnung vom 4. Februar 1919 wurde der Bürgermeister bzw.
Stadtpräsident durch den Stadtrat gewählt. Seine Amtszeit betrug wie die der
Stadträte zunächst drei Jahre. 1933 wurde sie auf fünf erweitert. Tatsächlich fielen
viele Amtsperioden länger aus.45 Seine Position in der Stadtverwaltung war stark,
aber nicht uneingeschränkt. Als Oberhaupt der Stadtverwaltung konnte er Ent-
scheidungen des Magistrats und des Stadtrats ablehnen, wonach erneut über sie
abgestimmt werden musste. Er konnte auch allein Entscheidungen treffen, wenn
dringende Anliegen erledigt werden mussten. In der Regel traf er Entscheidungen
aber kollegial mit dem Magistrat (Vizebürgermeister und Beisitzern) oder nach Be-
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ratung mit den für einen Fachbereich zuständigen Beamten wie dem Leiter einer
Stadtverwaltungsabteilung.46

Der Bürgermeister verwaltete auch die Polizei, sofern sie der Gemeinde unter-
stand. Er leitete die Sitzungen des Stadtrats und durfte dort bei Stimmengleichheit
die entscheidende Stimme abgeben. Der Bürgermeister wie die gesamte Stadtver-
waltung waren dem Innenministerium unterstellt. Das Ministerium konnte einen
Bürgermeister ernennen, wenn der Stadtrat dazu nicht in der Lage war. Ebenso
konnte die Regierung einen kommissarischen Bürgermeister einsetzen, wenn die
Stadtverwaltung das Budget überschritt oder wichtigen Kommunalaufgaben nicht
nachging. Außerdem durfte das Innenministerium einen Bürgermeister und den
Stadtrat abberufen, wenn ihre Handlungen gegen die politischen Interessen der
Regierung verstießen und stattdessen einen kommissarischen Bürgermeister ein-
setzen.47

Die Verordnung über die Gemeindeverwaltungen von 1933, mit der die Sana-
cja die Zentralisierung der Verwaltung vorantrieb, verstärkte die Position des Bür-
germeisters. Ihr zufolge war der Bürgermeister der einzige und wichtigste Leiter
der Stadtverwaltung und der eigentliche Repräsentant der Stadt. Er kontrollierte
alle Betriebe und Fabriken, die für die Stadt arbeiteten bzw. kommunales Eigen-
tum waren.48 Die Stadtpräsidenten bekamen durch die Verordnung von 1933 mehr
Vizebürgermeister zugeteilt, um bei den bürokratischen Aufgaben entlastet zu
werden. Der Präsident von Warschau hatte fünf und andere Städte drei oder zwei
Vertreter zur Verfügung.49 Die Verordnung von 1933 definierte außerdem die Qua-
lifikationen des Stadtpräsidenten bzw. des Bürgermeisters genauer. Neben dem
Besitz der polnischen Staatsangehörigkeit musste der Bürgermeister ein Mindest-
alter von 30 Jahren aufweisen, Polnisch in Schrift und Sprache gut beherrschen,
eine dreijährige Erfahrung als Mitglied der Stadtverwaltung vorweisen sowie ein
abgeschlossenes Studium haben bzw. über eine Ausbildung verfügen, die ihn zum
Studieren berechtigte. Er wurde durch den Stadtrat gewählt, konnte das Amt aber
erst bekleiden, wenn der Wojewode bzw. der Innenminister die Wahl autorisier-
ten. Der wichtigste und direkte Aufseher des Bürgermeisters war der Wojewode,
der leitende Beamte einer der insgesamt 17 Wojewodschaften. In der Praxis hatte
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der Bürgermeister jedoch mehr mit dem Starosten, der einen Kreis verwaltete, zu
tun als mit demWojewoden.50

Städte als jüdische Lebensorte

Das Leben polnischer Juden konzentrierte sich in den Städten, obwohl Polen kein
Land mit einer ausgeprägten Urbanisierung war. Während etwa 80 Prozent der
katholischen Polen auf dem Land lebten, waren über 75 Prozent der polnischen
Juden in Städten ansässig.51 Obwohl in der Zwischenkriegszeit viele Juden aus den
Schtetln in große und mittelgroße Städte umzogen, existierten bis zum Zweiten
Weltkrieg in Polen trotzdem noch Orte, die zu 90 Prozent von Juden bewohnt wa-
ren.52

Die jüdische Bevölkerung polnischer Städte war heterogen: von vollkommen
akkulturierten Personen, die sich als Polen mosaischen Glaubens verstanden und
kein Jüdisch oder Hebräisch sprachen, zu Juden, die kein Polnisch kannten, nur
Jiddisch sprachen und in geschlossenen religiösen Gemeinschaften lebten. Lebten
akkulturierte Juden überwiegend in Großstädten wie Warschau, Łódź oder Kra-
kau, so wohnten viele Jiddisch sprechende und traditionell lebende Juden in klei-
neren Städten wie Węgrów oder Grójec. Viele Großstädte der Zweiten Republik
waren zu einem Drittel oder sogar zu einem größeren Anteil von Juden bewohnt.
Während sie in Warschau 1931 30,1 Prozent und in Lemberg 31,9 der Stadtbevölke-
rung ausmachten, waren es in Lublin 34,7 Prozent und in Białystock 47,2 Prozent.
In Ostpolen kamen vor allem in Kleinstädten noch Ukrainer, Litauer und Weißrus-
sen dazu. Warschau war nach New York die größte jüdische Metropole der Welt.53
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Das ökonomische Leben in polnischen Städten gestaltete sich sehr verschie-
den. Arbeiteten Bewohner großer Städte in der Wirtschaft, im Handwerk oder in
freien Berufen, so gingen in Kleinstädten viele Menschen haupt- oder nebenberuf-
lich der Landwirtschaft nach. Der Großteil der polnischen Juden arbeitete im
Kleinhandel, im Handwerk und der Industrie. In polnischen Kleinstädten lebten
jedoch auch jüdische Bauern. Berufe wie Arzt oder Anwalt waren unter Juden
ebenfalls verbreitet, aber die Zahl jüdischer Ärzte und Anwälte sank wegen des
numerus clausus und numerus nulus permanent.54

Juden waren in polnischen Städten im Kahal (Kehillah), der traditionellen, re-
ligiösen Gemeinde organisiert, die auch Aufgaben der Selbstverwaltung übernahm
und mit der Kommunalverwaltung zusammenarbeitete. Der Kahal war eine durch
den polnischen Staat anerkannte Institution. In der Zweiten Republik war er dem
Starosten untergeordnet, der die neu gewählten Rabbiner und andere Organe an-
erkennen musste. Der Kahal hatte zwar einen religiösen Charakter aber ging auch
kulturellen und sozialen Aktivitäten nach und kümmerte sich um die Bildung sei-
ner Gemeindemitglieder. Er hatte ein eigenes Budget und wies viele andere Merk-
male einer Selbstverwaltung und einer kulturellen Organisation auf. Er kümmerte
sich um die Synagogen, Gebetshäuser, Schulen, Rabbinat, Mikwen, Friedhof, Phil-
anthropie und um die Versorgung bedürftiger Mitglieder. Die Vertreter des Kahals
wurden gewählt. Die ersten Wahlen zum Kahal in Polen fanden 1924 statt. Einige
Mitglieder der Kahals dienten auch im Stadtrat oder im Sejm.55

Juden besuchten sowohl staatliche als auch jüdische Schulen. Im Schuljahr
1934/1935 waren 63 Prozent jüdischer Schulkinder in staatlichen Schulen einge-
schrieben. Gleichzeitig existierten in Polen gute jüdische Privatschulen. 1930/1931
machten jüdische Kinder 21 Prozent aller Schulkinder in den Mittelschulen aus.
Weil die Ausbildung auf Polnisch stattfand, benutzten immer mehr Juden Polnisch
im Alltag.56 Der Schriftsteller Adolf Rudnicki, der 1909 als Aron Hirschhorn auf die
Welt kam, bemerkte 1938: „Die jüdischen Massen sprechen überwiegend Polnisch.
Das ist ihre alltägliche Sprache, das ist die Sprache, in der sie ihre Emotionen aus-
drücken.“57
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Polnische Städte beherbergten auch zwei jüdische Institute. 1928 wurde in
Warschau das Institut für Judaistik (Instytut Nauk Judaistycznych) gegründet. Ne-
ben Mojżesz Schorr arbeiteten dort auch Majer Bałaban, Abraham Weiss und Ed-
mund Stein. Ein Jahr später wurde Bałaban zum Professor für Jüdische Geschichte
an der Warschauer Universität berufen. In Wilna entstand bereits 1925 das Jüdi-
sche Wissenschaftliche Institut, an dem einer der ersten Holocausthistoriker, Ema-
nuel Ringelblum, angestellt war.58

In polnischen Städten wurde ein breites Spektrum von jüdischen Zeitungen
gedruckt. Allein in Warschau erschienen 1936 elf jiddische Tageszeitungen mit ei-
ner Auflage von 180.000 Exemplaren. Die zwei populärsten waren Haynt und Der
moment. Obwohl hebräische Tageszeitung in Polen nicht über einen längeren Zeit-
raum gedruckt wurden, konnten polnische Juden einige anspruchsvolle Wochen-
und Monatszeitungen wie Hatekufah und Kolot lesen. Die größten jüdischen Zei-
tungen erschienen auf Polnisch. Sie symbolisierten die Verbindung zwischen der
jüdischen und polnischen Kultur, vertraten in der Regel keine zionistischen Ideen
und richteten sich an polnischsprachige Juden sowie an Polen, die sich für jüdi-
sches Leben in ihrem Staat interessierten. Zu diesen Zeitungen zählten Nowy Dzi-
ennki, Chwila und Nowy Przegląd, die in einer Auflage von jeweils über 20.000 er-
schienen.59

Die Kultur in polnischen Städten wurde durch jüdische Schriftsteller, Theater,
Kabaretts, Opern, Cafés sowie jüdische Filme bereichert. Warschau und Lemberg
waren kulturelle Zentren, in denen jüdische Schriftsteller wie Julian Tuwim und
Antoni Słonimski auf Polnisch schrieben und publizierten. In Łódź wirkten jid-
dischsprachige Schriftsteller wie Moische Broderson und Jizchak Katzenelson. In
Warschau existierten einige Jiddische Theater, unter anderem das Warschauer
Jiddische Kunsttheater (Varshever Yidisher Kunst-teater), das Zygmunt Turkow
und Ida Kaminska leiteten, und das Junge Theater (Young-teatr), dem Michał Wei-
chert vorstand. In den 1920er Jahren entstand eine ganze Reihe jiddischer Stumm-
und Tonfilme in Polen wie etwa MichałWaszyńskis Der Dybbuk.60

Antisemitismus, Konkurrenzdenken und Säuberung der Städte

Der polnische Antisemitismus existierte in verschiedenen Formen und hatte eine
integrative Funktion. Antisemitische Denkmuster kamen unter allen Bevölke-
rungsschichten und politischen Gruppen einschließlich der Sozialisten und Kom-
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munisten vor, die ihn offiziell bekämpften. Nach Józef Piłsudskis Tod konnte er
sich fast uneingeschränkt verbreiten, weshalb es zwischen 1935 und 1937 zu Pogro-
men in vielen polnischen Städten kam. Vor allem Stadtzentren, Märkte, Rathäuser
und Universitäten waren Schauplätze von Übergriffen und Ausschreitungen. Viele
Übergriffe ereigneten sich im ehemals zaristischen Kongresspolen. Eine feindseli-
ge, antijüdische Stimmung herrschte auch in der ehemaligen Provinz Posen, ob-
wohl dort deutlich weniger Juden lebten als in anderen Teilen der Zweiten Repu-
blik. Die spezifische Akkulturation der Juden in der ehemaligen Donaumonarchie
und das interethnische Gefühl der Zusammengehörigkeit machten Krakau und an-
dere galizische Städte resistenter gegenüber antisemitischen Provokationen und
Gewalt, obwohl auch dort Antisemitismus auf der lokalen Ebene durchaus ver-
breitet war und es zu Boykotten jüdischer Geschäfte kam.61

Sehr stark war in Polen der wirtschaftliche Antisemitismus verbreitet. Er ent-
sprang der Überzeugung, dass Juden Polen daran hindern, in ihrem eigenen Staat
wirtschaftlich und sozial aufzusteigen. Da viele Juden aufgrund der früheren Re-
striktionen als Händler, Kaufleute und Unternehmer arbeiteten, machten sie in ei-
nigen Städten einen erheblichen Anteil dieser Berufsgruppen aus. Ähnlich verhielt
es sich mit dem Anwalts- und Arztberuf. Die Anhänger des wirtschaftlichen Anti-
semitismus forderten, den Juden zu verbieten diesen Berufen nachzugehen oder
sie ganz aus Polen zu vertreiben. Die deutschen Besatzer unterstützten diesen
ideologischen Trend, der den Stadtverwaltungen neue Handlungsmöglichkeiten
eröffnete.62

Tatsächlich verarmten Juden in der Zweiten Republik aufgrund der antisemi-
tischen Gesetzgebungen, die nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 verschärft
wurden, enorm. Obwohl Juden nur etwa 10 Prozent der Bevölkerung ausmachten,
wurden von ihnen in den späten 1930er Jahren 35 bis 40 Prozent aller in Polen
erhobenen Steuern eingetrieben. Immer mehr polnische Handelsschulen und Uni-
versitäten verboten Juden Berufsausbildungen oder ein Studium und erkannten
Abschlüsse ausländischer Universitäten nicht mehr an. Die wirtschaftliche Lage
des polnischen Judentums verschlechterte sich dermaßen, dass vor dem Ausbruch
des Zweiten Weltkriegs ein Drittel der insgesamt drei Millionen polnischen Juden
auf eine soziale Unterstützung angewiesen waren, die sie in der Regel von jüdi-
schen Organisationen im Ausland wie dem American Jewish Joint Distribution
Committee erhielten. Der polnische Staat verstand Juden als eine wichtige Einnah-
mequelle, um deren arme Schichten er sich nicht kümmern musste.63
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Der Aufstieg des Antisemitismus nach Piłsudskis Tod führte auch dazu, dass
die Lage der Juden vor allem in kleinen Städten und Schtetls hoffnungsloser war
als in Warschau, Krakau oder Lemberg. Die meisten pogromartigen Ausschreitun-
gen, zu denen es zwischen 1935–1937 kam, ereigneten sich in Kleinstädten wie
Przytyk, wo 90 Prozent der Bevölkerung Juden waren und wo die Endecja und an-
dere nationalistische Gruppen agierten. Außer in Przytyk wurden Juden auch in
Suwałki, Raciąż, Zgierz, Augustów, Płock, Sokoły, Odrzywół, Grodno und vielen an-
deren Orten angegriffen. Nach Jolanta Żynduls Schätzungen wurden bei den Über-
griffen zwischen 1935–1937 14 Juden in Polen getötet und 2.000 verletzt.64 William
Hagen zählte 35 Tote und 500 Verletzte.65 Da Juden in einigen Städten Verteidi-
gungsgruppen bildeten und sich gegen die Angriffe zur Wehr setzten, wurden bei
den Ausschreitungen auch Polen getötet und verletzt.66

Zur Verbreitung und Radikalisierung des Antisemitismus in polnischen Städ-
ten trug in den letzten Jahren vor dem Krieg maßgeblich das OZN bei, das aus dem
rechten Flügel der Sanacja hervorging. Das OZN entstand offiziell 1937, nahm kei-
ne Juden auf und förderte den Antisemitismus in allen Bereichen des öffentlichen
Lebens. Paradigmatisch sind dafür die Ansichten von Janina Berezowa, der Chef-
redakteurin der Zeitung Kronika Nadbużańska. Demokratyczny Tygodnik Regional-
ny (Die Chronik des Landes am Bug. Demokratisches Regionalblatt), die in Cholm
und vielen anderen ostpolnischen Städten gelesen wurde. Im Januar 1939 behaup-
tete Berezowa in einem ihrer zahlreichen Artikel, dass „die ganze Welt die Not-
wendigkeit der Lösung der jüdischen Frage“ dank der Nationalsozialisten verstan-
den hätte. Sie warnte die Juden in Polen und appellierte an sie, Polen endlich zu
verlassen, weil sie die „Gastfreundschaft [der Polen] überstrapaziert haben“. „Die
jüdische Frage in Polen“, schrieb die Redakteurin „ist brennend und beunruhigend
und soll schnell gelöst werden. Die ganze polnische Nation verlangt es, weil ihr die
Rolle der Juden in der Geschichte Polens bewusst geworden ist und weil sie unter
ihrem Dach Feinde und Schädlinge nicht weiter tolerieren will“. Das OZN sollte, so
Berezowa, die „jüdische Frage“ so lösen, dass die Kosten für die Umsiedlungen von
den Juden selbst übernommen werden mussten. Dies sei absolut notwendig, weil
„die Juden ein Element sind, das die normale Entwicklung der polnischen nationa-
len und staatlichen Kräfte schwächt und abdrosselt. […] Sie sind ein sehr uner-
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wünschtes Element, das die Emanzipation der polnischen Bevölkerung in den
Städten und auf dem Land erschwert“.67

Eine weitere Form des Antisemitismus existierte in den Höheren Bildungsan-
stalten und Universitäten des Landes. Mit dieser universitären Variante der Juden-
feindschaft wurden zumindest jene Bürgermeister konfrontiert, die selbst oder de-
ren Kinder an polnischen Universitäten studierten. Der universitäre Antisemitis-
mus war ein globales Phänomen, das sich in Polen sowie in Deutschland,
Österreich, Rumänien und Ungarn besonders bemerkbar machte.68 Seine Träger
waren sowohl Studenten als auch wissenschaftliche Mitarbeiter und Professoren.
Gepflegt wurde diese Form des Antisemitismus vor allem in Seminarräumen, Kor-
ridoren und Bibliotheken, allerdings waren Städte und ihre Kommunalverwaltun-
gen ebenfalls davon betroffen und konnten diese gewalttätige Judenfeindschaft
nicht einfach ignorieren. Jüdische Studenten wurden durch polnische Kommilito-
nen nicht nur auf dem Gelände der Universitäten, sondern auch außerhalb davon,
beispielsweise in Stadtzentren gejagt, geschlagen und getötet. Da jüdische Studen-
ten sich organisierten, um sich gegen diese Angriffe zu wehren, kamen auch einige
der prügelnden polnischen Antisemiten bei ihren Angriffen auf Juden ums Leben
oder wurden schwer verletzt. Beerdigungen ermordeter polnischer Studenten
nahmen die Form antisemitischer Proteste und Machtdemonstrationen an. Der
universitäre Antisemitismus führte dazu, dass an einigen Universitäten bzw. Fa-
kultäten nach 1935 ein numerus clausus und numerus nulus für Juden eingeführt
wurden, um die Anzahl jüdischer Studenten zu reduzieren. Infolgedessen sank die
Zahl jüdischer Studenten an polnischen Universitäten von 24,9 Prozent im akade-
mischen Jahr 1921/1922 auf 8,2 Prozent 1938/1939.69

Der Ausschluss der Juden aus dem beruflichen und öffentlichen Leben schritt
auch außerhalb der Universitäten voran. Verschiedene Berufsverbände und Orga-
nisationen in polnischen Städten, die Anwälte, Ärzte, Handwerker, Händler, Jour-
nalisten, Lehrer, Fleischer, Kriegsveteranen und Reservisten vertraten, führten
1937 ebenfalls einen numerus nulus bzw. den sogenannten Arierparagraph ein.
Wie Emanuel Ringelblum beobachtete, wurden die rassistischen und antisemiti-
schen Botschaften des OZN von der polnischen Gesellschaft umfassend aufgenom-

72  I Politik, Verwaltung und Gesetzgebung der Zweiten Polnischen Republik

67 Kronika Nadbużańska, 15.01.1939, Nr 3, S. 1–2.
68 Regina Fritz / Grzegorz Rossoliński-Liebe / Jana Starek (Hrsg.), Alma mater antisemitica. Aka-
demisches Milieu, Juden und Antisemitismus an den Universitäten Europas zwischen 1918 und
1939, Wien 2016.
69 Andrzej Pilch, „Rzeczpospolita Akademicka“. Studenci i polityka 1918–1933, Kraków 1997, S. 33,
37, 135–37, 164–165; Mahler, Jews in Public Service, S. 341; Monika Natkowska, Numerus clausus,
getto ławkowe, numerus nullus, „paragraf aryjski“. Antysemityzm na Uniwersytecie Warszaws-
kim 1931–1939, Warszawa 1999.



men und praktisch umgesetzt. Bürgermeister, Kommunalpolitiker und Beamte
stellten hier keine Ausnahme dar. Man sprach in Polen zu dieser Zeit von einem
„zoologischen Antisemitismus“, mit dem die rassistische Form der Judenfeind-
schaft gemeint war. Der polnische Diplomat im Vatikan, Stanisław Janikowski,
meinte, dass er auch unter polnischen Geistlichen verbreitet war. Die Zeitung Ga-
zeta Warszawska betonte die Vorteile der Ideologie des deutschen Nationalsozia-
lismus für die europäische Zivilisation, weil dieser ein klares Programm gegen die
Juden erarbeitet hätte.70

Verbreitet war in Polen auch die Idee, dass polnische Städte „verjudet“ seien
und „entjudet“ werden müssten. Dieser Gedanke tauchte keineswegs erst nach
dem Ersten Weltkrieg auf, sondern existierte unter anderem in Kongresspolen be-
reits seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 1900 publizierte ein anonymer
Autor mit dem Pseudonym „F. R. Bauer aus dem Weichselland“ (F. R. rolnik nad-
wiślański) ein Buch mit dem vielsagenden Titel Die Kanalisation der Stadt War-
schau als das Werkzeug des Judaismus und der Scharlatanerie. Mit dem Ziel der
Vernichtung der polnischen Landwirtschaft und der Ausrottung der slawischen Be-
völkerung an der Weichsel. Der Autor legte in seiner antisemitischen Schrift dar,
dass die Juden nicht nur in den Städten herrschen, sondern mithilfe der Kanalisa-
tion sowohl die Weichsel als auch die Landwirtschaft vergiften und zerstören wür-
den. Wegen der Kanalisation düngten die Stadtfäkalien nicht die Felder, sondern
landen in den Flüssen.71

Nach dem Ersten Weltkrieg war der Gedanke einer „Verjudung“ der Städte
und der Notwendigkeit ihrer „Entjudung“ in allen politischen Parteien mit Aus-
nahme der Kommunisten und Sozialisten präsent. Bohdan Wasiutyński, der Ro-
man Dmowski nahestand, veröffentlichte 1920 das Buch Die Entjudung der Städte
und Städtchen (Odżydzenie miast i miasteczek). Dabei berief er sich auf eine Be-
rechnung aus dem Jahr 1856, nach der 2006 in Polen genauso viele Juden wie Polen
leben würden.72 Juden waren für Wasiutyński die gefährlichsten Feinde Polens. Er
behauptete, dass sie durch vermögende und einflussreiche Juden aus den USA un-
terstützt würden und dass sie sich jederzeit mit anderen Feinden Polens gegen die
polnische Nation verbünden könnten.73
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Des Weiteren argumentierte Wasiutyński, dass diejenigen polnische Städte
am meisten von der „jüdischen Dominanz“ betroffen gewesen seien, in denen Ju-
den als Geschäftsmänner, Ärzte, Händler und Anwälte gearbeitet und dadurch
den sozialen Aufstieg ethnischer Polen verhindert hätten. Als Lösung schlug er
vor, die Juden aus den Städten zu vertreiben. Dabei behauptete er, sich an der
preußischen Politik im Kaiserreich zu orientieren und verwies auf die unter-
schiedliche Bevölkerungsstruktur von West-, Zentral- und Ostpolen. Wasiutyński
argumentierte, dass die „Verjudung der polnischen Städte“ gegen die „Unabhän-
gigkeit Polens“ gerichtet sei. Damit Polen in den Städten sozial aufsteigen könnten,
müssten sie die „einzigen Herren in [ihren] Städten“ sein.74

Während Wasiutyński die Idee der „Entjudung“ der polnischen Städte in einer
Broschüre zur Sprache brachte, versuchten andere sie praktisch umzusetzen. In
der Nacht vom 23. auf den 24. Juni 1936 organisierte eine Gruppe von 150 Anhän-
gern der SN unter der Leitung von Adam Doboszyński einen Marsch nach Myśle-
nice, um die Stadt von den Juden zu „befreien“. Bei der Aktion, die Mussolinis
Marsch auf Rom zum Vorbild hatte, attackierten die Nationalisten jüdische Ge-
schäfte, entwaffneten die Stadtpolizei, zerstörten das Haus des Starosten und ver-
suchten, die Synagoge niederzubrennen.75 Ähnliche Aktionen, die gegen Juden
oder ihre vermeintliche Dominanz gerichtet waren, fanden zwischen 1935 und
1937 in vielen anderen polnischen Kleinstädten statt.76

Der Antisemitismus in den Städten war nicht nur eine Phobie, von der patho-
logische Antisemiten und Faschisten oder radikale Nationalisten betroffen waren.
Polnische Kommunalbeamte, die keinen radikalen Gruppierungen angehörten,
sondern zuerst mit der Sanacja und später dem OZN sympathisierten oder ihnen
angehörten, teilten ebenfalls antisemitische Ansichten. Im Gegensatz zu gewalttä-
tigen jungen Nationalisten verprügelten sie Juden nicht auf der Straße oder schlu-
gen Fensterscheiben ein, sondern diskriminierten sie mithilfe der Verwaltung. Der
Bürgermeister von Otwock beispielsweise erlaubte Anna Nusfeld, die 1938 Calel
Perechodnik heiratete, nicht, ein zweites Kino in der Stadt zu eröffnen, obwohl die
Stadt davon profitiert hätte. Ihr Mann, der in Frankreich studiert hatte, wurde
nach dem Studium ebenso wie viele seiner Kollegen mit einem Gymnasial- oder
Universitätsabschluss nicht in die polnische Armee eingezogen, weil er wegen sei-
nes Abschlusses Anspruch auf einen Offiziersrang gehabt hätte und polnischen
Soldaten Befehle hätte erteilen können.77
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Das Beispiel Warschau zeigt, dass bestimmte Formen des Antisemitismus be-
reits in den 1920er Jahren, vor dem Aufstieg des OZN in der Stadtverwaltung ver-
breitet waren, als zunächst die Endecja und ab 1934 die Sanacja die Mehrheit der
Sitze im Stadtparlament hatte. Sowohl zionistische als auch sozialistische jüdische
Kommunalpolitiker kritisierten Ende der 1920er Jahren den Warschauer Magistrat
dafür, dass er keine Juden in der Stadtverwaltung einstellte.78 Der kommissarische
Bürgermeister der Sanacja, Stefan Starzyński, der Warschau ab August 1934 ver-
waltete, revidierte die judenfeindliche Politik der Stadtverwaltung nicht. Dem
Motto „Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit und Rationalisierung“ (celowość, oszczęd-
ność i racjonalizacja) folgend, kümmerte sich Starzyński nicht um das überwie-
gend von Juden bewohnte Viertel Muranów, sondern modernisierte stattdessen
den Stadtteil Żoliborz, in dem Beamten, Angehörige der Intelligenz und Politiker
lebten. Starzyńskis Politik führte zur weiteren Verarmung und Verschlechterung
der Lebensqualität der Juden in Warschau. Als der BBWR im Oktober 1935 nach
Piłsudskis Tod im Mai 1935 aufgelöst und Ende Februar 1937 das OZN gegründet
wurde, schloss sich Starzyński diesem an. Ein am 16. August 1938 durch den Sejm
verabschiedendes Gesetz über die Grundlagen der Stadtverwaltung Warschau
weitete die Kompetenzen des Stadtpräsidenten und des Magistrats gegenüber dem
Stadtrat noch weiter aus.79

Starzyński setzte in Warschau die antisemitische Politik des OZN so rigoros
um, dass jüdische Organisationen während seiner Amtsperiode noch weniger ma-
terielle Zuwendung erhielten als zur Zeit der Endecja.80 Er vertrat sogar die Auf-
fassung, dass die Endecja die Juden in Warschau protegiert hätte. Starzyńskis rigo-
rosen Sparmaßnahmen trafen mehrere jüdische Organisationen und Vereine. Er
ließ unter anderem das Waisenhaus in der Płocker Straße in ein viel kleineres
Haus in der Leszno Straße umziehen, weil das Gebäude in der Płocker Straße „zu
schön und zu luxuriös für jüdische Kinder“ gewesen sei, wie die Zeitung Nasz
Przegląd berichtete.81 Die Historikerin Hanna Kozińska-Witt schrieb, dass Starzyń-
ski „eine neue Art, mit der jüdischen Bevölkerung umzugehen“ erfand. Da er auto-
ritär handelte, missachtete er die Bedürfnisse der jüdischen Bevölkerung in einem
bis dahin unbekannten Ausmaß und ignorierte die Proteste der jüdischen Stadt-
verordneten und des Vorsitzenden der Jüdischen Gemeinde Jakub Trokenheim.
Für das gesparte Geld erweiterte er bestehende Krankenhäuser und modernisierte
Stadtviertel wie Żoliborz, in dem überwiegend polnische Beamten lebten. 1938 lie-
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ße er binnen weniger Monate Häuser im jüdischen Viertel Muranów abreißen, um
eine Verbindungsstraße zwischen Żoliborz und dem Hauptbahnhof zu bauen.82

Wie in anderen Stadtparlamenten verschärfte sich vor dem Zweiten Weltkrieg
der Ton der Verhandlungen auch im Warschauer Stadtrat. Im Mai 1939 kritisierte
der jüdisch-sozialistische Bund den Entwurf des Haushaltsplans scharf, weil er die
Wohlhabenden und ihre Stadtviertel favorisierte und die Bedürfnisse der jüdi-
schen Bevölkerung und armen Schichten ignorierte. Der Ton des jüdischen Abge-
ordneten Emanuel Ehrlich verärgerte den Deputierten des Nationalradikalen La-
gers (Obóz Narodowo-Radykalny, ONR) Pączkowski so sehr, dass er die Schließung
der jüdischen Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen bzw. deren Übergaben an
die jüdische Konfessionsgemeinde forderte.83

Der antisemitische Ton polnischer Kommunalbeamten überstand sogar die
Besatzungszeit. Kazimierz Reczyński, der während der Besatzung das Wohnungs-
amt der Stadtverwaltung Warschau leitete, griff Juden noch nach dem Zweiten
Weltkrieg in seinen Erinnerungen an. Wie andere Mitarbeiter der Stadtverwal-
tung verteidigte er die Handlungen der Stadtverwaltung vor den Angriffen ameri-
kanischer Juden, die er pejorativ als żydłaki (Itzigen) bezeichnete.84 Eine ähnliche
Einstellung gegenüber Juden vertrat nach dem Krieg der Besatzungsbürgermeister
von Warschau Julian Kulski, der bis 1939 Starzyńskis Vertreter gewesen war und
mit ihm die kommunale Politik in Warschau gestaltet hatte. Er marginalisierte den
polnischen Antisemitismus während der Besatzung und stellte die Rettung von Ju-
den durch Polen als ein Massenphänomen dar.85

Von zentraler Bedeutung für den polnischen Antisemitismus war die katholi-
sche Kirche und das Verhalten polnischer Priester. Da fast alle Polen Katholiken
waren, sollte der Einfluss von Religion und Kirche in diesem Zusammenhang nicht
unterschätzt werden. Die Kirche in Polen, ähnlich wie in anderen Ländern, hielt
Juden für eine andere Glaubensgemeinschaft, die den Katholiken keineswegs
gleichgestellt oder wohlgesinnt war. Der im Neuen Testament eingeschlossene An-
tisemitismus wurde durch die Kirche nicht hinterfragt, sondern durch polnische
Priester auch politisch benutzt, um Juden anzugreifen und die katholische Ge-
meinschaft zu verfestigen. Die katholisch-antisemitische Zeitschrift Mały Dziennik,
die der Franziskaner Maximilian Kolbe in einer Auflage von 200.000 Exemplaren
herausgab, erreichte sehr viele Leser in den Städten wie auf dem Land und prägte
die Einstellung vieler Polen gegenüber den Juden. Kolbes Zeitschrift war nur eins
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von vielen Blättern, die bis zum Zweiten Weltkrieg erschienen, und die Wahrneh-
mung und Weltanschauung katholischer Polen prägten.86

Die katholische Kirche nahm auch Einfluss auf die Kommunalpolitik, weil vie-
le polnische Stadtdeputierte praktizierende Katholiken waren und weil Priester in
Stadträten saßen. 1929 kommentierte die polnisch-jüdische Zeitung Nasz Przegląd
eine verbale Auseinandersetzung zwischen dem Priester Adam Wyrębowski und
der jüdischen Bildungsexpertin Ruchla-Rajza Sztejn. Dadurch zeigte die Zeitung,
wie Juden von Priestern in Stadträten angegriffen wurden und wie jüdische Stadt-
deputierte diese Angriffe abwehrten.87

Die Idee, Juden aus den polnischen Städten zu vertreiben, war auch unter pol-
nischen Staatspolitikern verbreitet. Nach Piłsudskis Tod suchten polnische Regie-
rungen aktiv nach einer kolonialen Lösung für die „jüdische Frage“. Da ihre Pläne
den Ideen einiger zionistischer Organisationen entgegenkamen, wurden sie von
jüdischen Politikern wie Jitzchak Gruenbaum unterstützt, der in Polen das Block
der Nationalen Minderheiten leitete und 1932 nach Palästina emigrierte. Auch
Wladimir Jabotinsky, der die zionistische Bewegung militarisierte, unterstützte
diese Ideen. Obwohl der polnische Außenminister Józef Beck und andere Politiker
sich sehr aktiv um eine koloniale „Lösung“ der polnischen „Judenfrage“ bemühten
und nach einem konkreten Lebensort in Afrika, Australien und Südamerika such-
ten, scheiterten diese Pläne an ihrer Undurchführbarkeit und ideologischem Grö-
ßenwahn. Für ihre Umsetzung fehlten nicht nur Ressourcen, sondern auch die Zu-
stimmung der potentiellen Zielländer. Hinzu kam, dass Inseln wie Madagaskar, an
der die polnische Regierung besonderes Interesse zeigte, wegen ihres Klimas und
ihrer Infrastruktur für die Umsiedlung einer größeren Zahl von Menschen nicht
geeignet waren. Trotzdem schickte das polnische Außenministerium Kommissio-
nen dorthin und in andere Teile der Welt, um einen Lebensort für polnische Juden
zu finden und dadurch die polnischen Städte zu „entjuden“.88

Wenig weist darauf hin, dass der Antisemitismus im urbanen Raum während
der Besatzungszeit an Virulenz verlor. Efroim Fischel Schön, der im Winter 1939 in
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Gołkowice erfror, wurde im Sommer 1940 aufgefunden und auf einem naheliegen-
den christlichen Friedhof begraben. Ein Jahr später musste sein Bruder Ichel Chel
Schön den Kreishauptmann von Nowy Sącz um Erlaubnis bitten, Efroim auf einem
jüdischen Friedhof bestatten zu dürfen. Als Grund für die Umbettung nannte er
die Einstellung der Bewohner des Ortes gegenüber dem Verstorbenen. „Die ari-
sche Bevölkerung in Gołkowice“, schrieb Ichel „fühlt sich dadurch in ihren Religi-
ons[-] und Rassengefühlen beleidigt und fordert die Wegschaffung der Leiche
[meines Bruders]“.89

Kommunalpolitische Machtverhältnisse, Kontakte und
Diskriminierung

Ähnlich wie christliche Polen hatten auch Juden im polnischen Staat ein breites
Spektrum von politischen Parteien, das von der orthodoxen Aguda über den sozia-
listischen Bund bis zu den Zionisten und den faschisierenden Anhängern Wladi-
mir Jabotinskys reichte. Jüdische Parteien waren sowohl in der Staats- als auch
der Kommunalverwaltung sehr aktiv. Obwohl das Spektrum der jüdischen Partei-
en in größeren Städten wie Warschau, Krakau, Lublin oder Tschenstochau noch
breiter war, stellten auch in kleinen Städten in der Regel mehr als drei jüdische
Parteien Kandidaten bei Wahlen auf. Wegen der Zersplitterung und Diversität des
politischen Lebens polnischer Juden, nahmen an den Stadtratswahlen fast immer
mehr jüdische als polnische Parteien teil. Manchmal verbanden sich jüdische Par-
teien oder kooperierten informell miteinander, um jüdische Interessen zu vertei-
digen. Grundsätzlich rivalisierten sie aber oft. Im Stadtrat schlossen sie Koalitio-
nen nicht nur mit anderen jüdischen, sondern auch mit nichtjüdischen Parteien.
Dazu zählten vor allem andere Minderheitsparteien und während der Regierungs-
periode der Sanacja vor allem regierungstreue Gruppierungen. Darüber hinaus
kandidierten konvertierte und assimilierte jüdische Kommunalpolitiker als Mit-
glieder „nicht-jüdischer“ Parteien oder Koalitionen wie des BBWR für den Stadt-
rat.90

Als die Sanacja 1934 auf der lokalen Ebene den Höhepunkt ihrer Macht er-
reichte, machten Juden 25 Prozent aller Stadträte im ehemaligen Kongresspolen
und in Galizien aus. Das war möglich, weil Räte in öffentlichen Wahlen gewählt
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wurden.91 Gleichzeitig existierten in Polen Städte, die keine jüdischen Räte hatten
und keine Juden in der Stadtverwaltung einstellten. Laut einer Umfrage von 1935
arbeiteten in 159 von 302 Stadtverwaltungen keine Juden. Diese verfassungswidri-
ge Praxis war als numerus nulus bekannt und unter anderem in Ostpolen verbrei-
tet. Deshalb war kein einziger Jude bei der Stadtverwaltung in Skidel eingestellt,
obwohl Juden dort 76 Prozent der Ortsbevölkerung ausmachten, und ebenso in
Wysokie Litewskie und Dombrowica, wo ihr Bevölkerungsanteil über 90 Prozent
der Bevölkerung ausmachte.92

Wie die Regierung in die Kommunalpolitik eingriff, lässt sich gut am Beispiel
Warschaus zeigen. Die ersten Wahlen zum Stadtrat in Warschau 1919 gewann die
Nationaldemokratie (Endecja), gefolgt von verschiedenen sozialistischen Parteien.
Obwohl der Stadtrat aufgrund seiner politischen Zersplitterung wenig effektiv
war, wurde er erst 1927 aufgelöst. Die ersten Stadtratswahlen nach Piłsudskis
Machtergreifung gewannen erneut die Nationaldemokraten, was zu Erbitterung
in der Sanacja-Regierung führte. Um den unliebsamen Stadtrat kontrollieren zu
können, kürzte ihm die Regierung finanzielle Mittel, initiierte eine Diffamierungs-
kampagne und stellte einen linientreuen Regierungskommissar für die Hauptstadt
Warschau ein. 1934 löste die Regierung den Stadtrat schließlich auf, stellte den
kommissarischen Stadtpräsidenten Stefan Starzyński ein und installierte einen
provisorischen Stadtrat, der aus regierungstreuen Beamten bestand und nur bera-
tende Kompetenzen hatte. Starzyński behielt das Amt des Stadtpräsidenten bis
zum Zweiten Weltkrieg und konnte die Politik des Innenministeriums in der
Hauptstadt umsetzen.93

In Krakau, das in Westgalizien lag, mussten nach dem Ersten Weltkrieg keine
neuen Selbstverwaltungsstrukturen wie im ehemaligen Kongresspolen geschaffen
oder wie in der Provinz Posen polonisiert werden. Die Kommunalverwaltung war
dort bereits seit 1867 weitestgehend polnisch und wies sogar demokratische Züge
auf. In den ersten Wahlen zum Krakauer Stadtparlament 1919 gingen deshalb die
meisten Sitze nicht wie in Warschau oder Posen an die Nationaldemokraten, son-
dern an liberal-konservative Kommunalpolitiker. Im Gegensatz zum Sejm saßen
im Krakauer Stadtparlament nur wenige Vertreter „moderner“ Parteien, zu denen
die Nationaldemokraten, Sozialisten und Christdemokraten zählten.94 Dieser Stadt-
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rat wurde erst 1931 aufgelöst. Der 1933 gewählte Stadtrat bestand wie in vielen an-
deren Städten zu dieser Zeit mehrheitlich aus Anhängern der Sanacja. 1933 wurde
der konvertierte Jude Mieczysław Kaplicki (1875–1959), der Piłsudski nahestand,
zum Stadtpräsidenten gewählt und behielt dieses Amt bis Februar 1939.95

Kaplicki wurde in Wietrzychowice bei Tarnów als Maurycy Kapellner gebo-
ren. Den Namen „Kaplicki“ nahm er erst 1926 an. Seine Karriere verlief für einen
assimilierten Juden in Galizien relativ typisch. Als Student der Medizin in Krakau
und Wien engagierte er sich in der sozialistischen Bewegung. 1896 gründete er die
Zeitschrift Prawo Ludu (Das Recht des Volkes) mit, das Blatt der Galizischen Sozia-
listischen Partei (Galicyjska Partia Socjaldemokratyczna). Seit 1899 leitete er die
demokratische Studentenorganisation Zjednoczenie (Vereinigung) und avancierte
anschließend zu einem führenden Politiker der Polnischen Sozialdemokratischen
Partei Galiziens und Schlesiens (Polska Partia Socjalno-Demokratyczna Galicji i
Śląska). Im Ersten Weltkrieg diente er in den Polnischen Legionen als Arzt, wofür
er unter anderem mit dem Kreuz Virtuti Militari und dem Orden Polonia Restituta
ausgezeichnet wurde. 1926 schloss er sich dem Sanacja-Lager und 1927 dem BBWR
an. Als Mitglied des BBWR wurde er auch zum Bürgermeister von Krakau ge-
wählt.96

Kaplicki war keineswegs der einzige Jude, der im Krakauer Stadtparlament
und der Stadtverwaltung wirkte. Als galizische Stadt erbte Krakau die Tradition
des jüdischen Vizebürgermeisters -bzw. Präsidenten aus der Habsburgerzeit, die
dort seit 1906 bestand. Dieser war jedoch nach dem Ersten Weltkrieg vielen Kom-
munalpolitikern ein Dorn in Auge. In Krakau und anderen galizischen Städten er-
füllte der jüdische Vizebürgermeister traditionell eine wichtige repräsentative
und administrative Funktion. Er zog „für die Zeremonien einen schwarzen altpol-
nischen Adelsoberrock“ an, mit dem er die Verbundenheit der Juden mit dem pol-
nischen Volk signalisierte. Das nahmen Zeitgenossen wie der Schriftsteller Józef
Wittlin deutlich war. Als der jüdische Vizepräsident von Krakau Józef Sare, der
sein Amt bereits in der galizischen Zeit bekleidet hatte, 1929 verstarb, wollten die
Nationaldemokraten diese Stelle mit einem eigenen Kandidaten besetzen. Das ge-
lang ihnen jedoch nicht. Der Stadtpräsident Karol Rolle setzte die Tradition fort,
indem er Ignacy Landau zum Vizepräsidenten ernannte. Als Landau 1934 verstarb,
brach erneut Streit um die Besetzung des symbolträchtigen Postens aus. Piłsudskis
Tod und die Uneinigkeit im Sanacja-Lager führten dazu, dass das Amt aufgegeben
wurde. Etwa zur selben Zeit wurden mehrere andere Juden aus der Krakauer
Stadtverwaltung entlassen. Den endgültigen Beschluss, die Stelle des Vizestadtprä-
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sidenten nicht mehr zu besetzen, traf die Regierung in Warschau. Stadtpräsident
Kaplicki empfand das als einen großen Verlust. Zum Ausgleich ließ er den Posten
eines Beisitzers mit dem Zionisten Juda Zimmermann besetzen.97

Posen war ein krasser Gegensatz zu Krakau, was unter anderem auf den in
der Stadt verbreiteten Antisemitismus und die deutsche Geschichte zurückzufüh-
ren ist. Während in Krakau lokale Politiker das Aufkommen der Endecja verhin-
derten, was die Verbreitung des Antisemitismus schwächte, wurde die Posener
Stadtverwaltung von den Nationaldemokraten buchstäblich übernommen. Ob-
wohl Posen im Zweiten Weltkrieg kein Teil des GG war, sondern in das Dritte
Reich eingegliedert wurde, hatten die starken antisemitischen Ressentiments in
der Stadtverwaltung und Bevölkerung in Posen und anderen westpolnischen Städ-
ten Einfluss auf die Entwicklungen im GG. Ein wichtiger Grund dafür war, dass
polnische Bürgermeister und andere Mitarbeiter der Stadtverwaltungen aus den
in das Deutsche Reich eingegliederten Gebieten in das GG deportiert wurden und
dort in der Kommunalverwaltung arbeiteten.98

Bei den ersten Posener Stadtratswahlen 1921 behauptete die Endecja, dass das
Piłsudski-Lager seine Anhänger aus Juden und Deutschen rekrutierte, obwohl in
Posen fast keine Juden lebten. Die Nationaldemokraten gewannen zwar die Wah-
len, konnten aber nicht alle Posten besetzen. Gewählt wurden auch ihre Gegner:
Kommunisten, Deutsche und Juden. Der nationaldemokratisch dominierte Stadt-
rat entfaltete seine antisemitische und nationalistische Politik trotzdem fast unein-
geschränkt. 1922 weigerte er sich die Ermordung des Präsidenten Gabriel Naruto-
wicz zu verurteilen und ihm die letzte Ehre zu erweisen. Die Posener Nationalde-
mokraten argumentierten, dass dies nicht zur Aufgabe des Stadtrates gehöre, weil
dieser kein politisches Organ sei. Gleichzeitig versuchte jedoch die nationaldemo-
kratische Majorität des Stadtrates die Stadt zu „degermanisieren“ bzw. zu poloni-
sieren. Zu den ergriffenen Maßnahmen zählte, Juden aus Großpolen zu vertreiben
und die Ansiedlung neuer Juden in der Burg des Polentums an der Warthe zu ver-
hindern.99

Als bei den Wahlen 1925 deutlich mehr Wähler für die Sozialisten und Kom-
munisten stimmten als noch 1921, spitzte sich die Situation im Posener Stadtrat
weiter zu. Die nationaldemokratischen Deputierten machten die „Judenfrage“
zum Hauptthema vieler Sitzungen, obwohl die Posener Juden nicht einmal ein
Prozent der Stadtbevölkerung ausmachten. Nach antijüdischen Ausschreitungen,
zu denen es in Posen immer wieder kam, zahlte der Magistrat zwar Entschädigun-
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gen an die Opfer, aber verurteilte weder die Pogrome noch stellte die Täter vor
Gericht.100 Bei den Wahlen von 1933 und 1938 erhielt die Endecja über 50 Prozent
der Stimmen und konnte fortan den Stadtrat und die Kommunalpolitik kontrollie-
ren. Unter anderem benannte sie den Freiheitsplatz (plac Wolności) zum Roman
Dmowski-Platz um, forderte die „Entjudung der polnischen Kultur“ und debattier-
te über die Notwendigkeit jüdischer Umsiedlungen. Das Wort „Jude“ wurde in der
Rhetorik des Posener Stadtrats zu einem regelrechten Schimpfwort. Die national-
demokratischen Räte benutzten es, um ihre Gegner zu diffamieren.101

Die politischen Konstellationen divergierten in kleineren und mittelgroßen
Städten ebenso stark voneinander wie in Warschau, Krakau und Posen. Viele loka-
le Faktoren wie die Zusammensetzung der Stadtbevölkerung, Aktivitäten von Par-
teien oder die Traditionen aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg entschieden dar-
über, wer zum Bürgermeister, Vizebürgermeister und Beisitzer gewählt wurde
und wie sich die Kommunalpolitik in diesen Städten entwickelte. Der erste Präsi-
dent in Kielce, Mieczysław Łukasiewicz, der bei seinem Amtsantritt gerade 32 Jah-
re alt war, vertrat nationale Ansichten und bemühte sich in Zusammenarbeit mit
dem Stadtrat und der Regierung darum, Mittel für die Verlegung der Kanalisation
zu beschaffen. Aus unbekannten Gründen beging er im achten Jahr seiner Amts-
zeit Selbstmord.102 Sein Nachfolger Paweł Gettel gehörte dem Sanacja-Lager an,
das jedoch nur zwei Vertreter im Stadtrat hatte. Gettel wurde aufgrund seiner
Qualifikationen und der Unterstützung der Regierung gewählt. Er brachte das be-
gonnen Kanalisationsprojekt voran aber verlor das Vertrauen des Stadtrats, als er
den BBWR in den Wahlen zum Parlament unterstützte. 1929 zwang der Stadtrat
Gettel sein Amt niederzulegen, weil er sich von dem Präsidenten permanent um-
gangen und ignoriert fühlte.103 Nach seiner Entlassung wurde Gettel zum Direktor
des Warschauer Hauptversicherungsamtes (Główny Urząd Ubezpieczeń) ernannt.
Sein Nachfolger Roman Cichowski, der als Stadtpräsident bis März 1934 amtierte,
gehörte keiner Partei an, sympathisierte aber mit den Nationaldemokraten. Weil
er die Stadt in eine schwierige finanzielle Lage hineinmanövrierte, wurde der
Stadtrat im März aufgelöst, Cichowski entlassen und die Stadt einige Monate lang
kommissarisch durch den Starost Stanisław Porembski verwaltet. Im September
1934 wurde der der Sanacja nahestehende, 71-jährige Apotheker Stefan Artwiński
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zum Präsidenten gewählt, obwohl ihm die notwendigen Qualifikationen dazu fehl-
ten.104

In Węgrów gestaltete sich die Kommunalpolitik anders als in Kielce, weil in
dieser Kleinstadt in der Wojewodschaft Warschau mehr Juden als Polen lebten.
Während Juden in Kielce 1921 37,7 Prozent und 1931 31,4 Prozent der Stadtbevölke-
rung ausmachten, waren es in Węgrów 1921 über 60 Prozent.105 Aus diesem Grund
dominierten jüdische Deputierte den Węgrówer Stadtrat. 1919 und 1928 wurden
jeweils 10 Christen und 14 Juden in den Stadtrat gewählt. Węgrów hatte aber we-
der einen jüdischen Bürgermeister noch einen Vizebürgermeister, sondern ledig-
lich jüdische Beisitzer. In der Regel waren zwei von drei der Węgrówer Beisitzern
Juden. Bei den regelmäßigen Auseinandersetzungen zwischen polnischen und jü-
dischen Räten stellten sich der Bürgermeister und sein Vertreter überwiegend auf
die Seite der christlichen Polen.106

In Żelechów, einer kleinen Stadt zwischen Warschau und Lublin, in der 1939
9.500 Personen lebten, davon 5.530 Juden, waren ebenso zwei von drei Beisitzern
Juden. Der Bürgermeister Ludwik Pudło und sein Vertreter Władysław Domański
waren christliche Polen.107 Ähnlich war es in der Kleinstadt Kozienice, die ebenso
wie Węgrów, Żelechów und Kielce vor 1914 im ehemaligen Kongresspolen gelegen
hatte. Dort machte der jüdische Bevölkerungsanteil über 50 Prozent aus und Juden
bekleiden wie in Węgrów ebenfalls zwei von drei Beisitzerposten. Einen jüdischen
Bürgermeister oder Vizebürgermeister hatte Kozienice nicht.108

In Städten mit einem hohen jüdischen Bevölkerungsanteil wie Kozienice oder
Węgrów wurden Juden auch deshalb nicht zu Bürgermeistern gewählt, weil die
jüdischen Parteien im Stadtrat keine Stimmenmehrheit hatten. Das hing einerseits
mit der generell niedrigen Wahlbeteiligung der jüdischen Einwohner zusammen,
und andererseits damit, dass sie auch jüdische Kandidaten polnischer Parteien
und Gruppierungen wie des regierungsnahen BBWR wählten.109 Juden konnten
sich in den Stadträten auch deshalb nicht durchsetzen und ihre Interessen vertei-
digen, weil jüdische Parteien häufig untereinander zerstritten waren oder weil jü-
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dische Stadträte Koalitionen mit polnischen Abgeordneten eingingen. In der Stadt
Mińsk Mazowiecki beispielsweise verbündeten sich bei der Abstimmung im Stadt-
rat um die Magistratsposten einerseits die jüdischen Zionisten mit der polnischen
Endecja, und andererseits die polnische Sanacja mit den orthodoxen Juden.110

Da die Treffen des Stadtrats nach dem christlichen und nicht dem jüdischen
Kalender anberaumt wurden, konnten jüdische Räte aus religiösen Gründen
manchmal nicht an den Sitzungen teilnehmen.111 Der Anteil von Juden sank des-
halb nicht nur im Stadtrat, sondern auch in den Fachkommissionen, die für die
Stadtverwaltung arbeiteten.112 In Mińsk Mazowiecki mussten neu gewählte Räte
außerdem eine polnische Sprachprüfung bestehen. Obwohl diese Maßnahme da-
für gedacht war, jüdische Räte auszuschließen, fielen auch polnische Nationalisten
und Politiker der Sanacja durch die Prüfung.113

Jüdische Stadträte wurden von ihren polnischen Kollegen nicht immer als
gleichwertige Partner betrachtet und entsprechend herablassend behandelt. Das
resultierte aus der rassistischen Überzeugung, dass der Staat den ethnischen Polen
gehörte und Juden sowie alle anderen Minderheiten nur als Gäste dort lebten. Jü-
dische Ratsherren reagierten verschieden auf diese Diskriminierungen. Während
einige das Verhalten ihrer polnischen Kollegen widerspruchslos hinnahmen, pro-
testierten andere dagegen und hinterfragten dieses verfassungswidrige Verhalten.
Juden bekämpften den Antisemitismus im Stadtrat, ähnlich wie auf den Straßen.
Die letzten Wahlen zum Kozienicer Stadtrat im April 1939 fanden jedoch ohne jüdi-
sche Beteiligung statt. Weil der Stadtrat mit dem OZN ein Abkommen getroffen
hatte, nach dem nur drei Ratsherren in Kozienice Juden sein durften, stellten die
Kozienicer Juden aus Protest gegen diese verfassungswidrige Regelung keine Kan-
didaten auf und boykottierten die Wahl.114 Aus ähnlichen Gründen protestierten
jüdische Kommunalpolitiker im Mai 1939 gegen die Diskriminierung jüdischer
Kandidaten in den Stadtratswahlen in Piaseczno. Der Starost Franciszek Godlew-
ski lehnte jedoch ihre verfassungsrechtliche Argumentation ab.115

Die Situation zwischen Polen und Juden in der Stadtverwaltung war in einigen
Städten bereits angespannt, als die Sanacja noch an der Macht war. Davon zeugt
unter anderem ein amtliches Plakat vom Dezember 1933 aus Łuków. Darauf gab
der Bürgermeister Antoni Stilkr allgemein bekannt, dass er gegen Feliks Kizewe-
ter, Mojsie-Aron Wajntraub und Wincenty Cabaj juristisch vorgehen würde, weil
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sie ihm während einer Sitzung mehrere Dinge unterstellt hätten, die seiner Auffas-
sung nach unrichtig waren und beleidigend gewesen seien.116

Zu politischen Auseinandersetzung kam es nicht nur zwischen polnischen
und jüdischen Abgeordneten, sondern auch innerhalb der jüdischen Fraktionen.
Diese waren keine Ausnahme, sondern gehörten zum politischen Alltag. Sie wur-
den unter anderem in den Protokollen des Stadtrats von Grójec festgehalten, wo
sich der Sozialist Rafael Klepfisz und der Zionist Natan Grynberg am 16. Mai 1929
vor anderen Räten gegenseitig beschimpften.117 Grójec, das auch als Schtetl Gritze
bekannt war, war eine ländliche Kleinstadt bei Warschau. Vor dem Ersten Welt-
krieg machten Juden dort über 70 Prozent der Bevölkerung aus. Bis 1939 sank ihre
Zahl auf ca. 50 Prozent.118 Ähnlich wie in Kozienice und vielen anderen Kleinstäd-
ten, die überwiegend von Juden bewohnt waren, wurden Abgeordnete verschiede-
ner jüdischer Parteien in den Stadtrat gewählt. Bei den Wahlen 1919 erhielten Ju-
den zwar die Mehrheit der Sitze im Stadtrat, machten aber eine Minderheit im
Magistrat aus.119

In Mińsk Mazowiecki, in dem 1934 neun Juden in den Stadtrat gewählt wur-
den, blockierten 1936 jüdische Stadträte den Bau einer polnischen Schule. Wie in
anderen polnischen Städten verschlechterten sich die polnisch-jüdischen Bezie-
hungen in Mińsk Mazowiecki kontinuierlich,120 wozu 1937 der Starost Jan Gadom-
ski beitrug, der während der Besatzungszeit Bürgermeister von Otwock war. Des
Weiteren wirkte sich der Aufstieg des OZN keineswegs positiv auf die Beziehungen
zwischen Juden und Polen aus. In Mińsk Mazowiecki sprach der Stadtrat am 23.
Februar 1937 dem Führer des OZN Adam Koc seine unbegrenzte Loyalität aus,
nachdem dessen Rede über den „kulturellen Verteidigungsinstinkt der polnischen
Bevölkerung und ihrem natürlichen Streben nach wirtschaftlicher Unabhängig-
keit“ im Radio übertragen worden war.121 Da die OZN-Mitglieder den Stadtrat bis
zum Zweiten Weltkrieg dominierten, vergrößerte sich die Kluft zwischen Juden
und Polen in Mińsk Mazowiecki weiter.122

Der sozialistische und atheistische Bürgermeister von Przedbórz, Konstanty
Kozakiewicz, beschrieb in seinem Tagebuch, wie 1939 der Starost Stefan Mydlarz,
der dem SN nahestand, in seiner Stadt bei den Stadtratswahlen intervenierte. Er
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soll erzwungen haben, dass Juden nur 6 von 16 Stellen im Stadtrat besetzen durf-
ten, obwohl sie fast 70 Prozent der Stadtbevölkerung ausmachten. Mydlarz ver-
suchte auch Druck auf Kozakiewicz auszuüben. Sein Ziel war, die Stelle des Orts-
vorstehers mit dem lokalen Kandidaten des SN, Antoni Kularski, zu besetzen, der
an der Universität Posen ein Studium der Rechtswissenschaften abgeschlossen
hatte und im Alltag den faschistischen Gruß anwandte. Trotz Mydlarz’ Interventio-
nen und Manipulationen konnte der SN jedoch nicht die Mehrheit erlangen und
die Stelle des Bürgermeisters mit einem Faschisten besetzen.123

In dem Kurort Otwock, wo im Unterschied zu vielen anderen Kleinstädten die
Zahl der jüdischen Einwohner in der Zwischenkriegszeit zunahm und vor dem
Krieg 70 Prozent erreichte, wurde eine spezifische Rangordnung im Magistrat eta-
bliert. Bei den Kommunalwahlen 1919 wurden 13 polnische und 11 jüdische Stadt-
räte gewählt. Sie beschlossen, dass der Bürgermeister ein Pole und der Vizebürger-
meister ein Jude sein sollte. Nach den nächsten Wahlen 1927, bei denen 15 Polen
und 13 Juden Mandate erhielten, behielt man diese Rangordnung bei. 1934 fielen
dem BBWR, in dem Polen und Juden vertreten waren, 16 von 26 Sitzen zu. Das
rechtsnationale und regierungsnahe OZN blieb offensichtlich wegen der Zunahme
der jüdischen Bevölkerung in Otwock schwach. Bei den letzten Wahlen 1939 entfie-
len nur 7 von 26 Sitzen im Stadtrat auf das OZN.124

Dass der Antisemitismus in der Kommunalpolitik präsent war, obwohl Juden
sich gegenüber dem polnischen Staat loyal verhielten, zeigte Adam Puławski in sei-
nen Studien über Cholm, einer kleinen Stadt in der Wojewodschaft Lublin. In
Cholm machten 1931 Polen 46 Prozent, Juden 45 Prozent und Ukrainer knapp 8
Prozent der Stadtbevölkerung aus. Puławskis genaue Analysen zeigen, dass jüdi-
sche Stadtabgeordnete sich aktiv an der Arbeit der Stadtverwaltung beteiligten.
Sie waren unter anderem in die Erstellung des Finanzplans involviert und unter-
stützten den Plan, die polnische Armee aufzurüsten.125 Auf der Stadtratssitzung
am 28. März 1939 beteuerten drei jüdische Abgeordnete des linken Flügels der Par-
tei Poalej-Syjon, dass sie bereit wären, zusammen mit den Polen das Land zu ver-
teidigen. Ihre Deklaration begannen sie mit den Worten: „In diesem Augenblick
sollten wir das vergessen, was uns teilt und daran erinnern, was uns verbindet“.126

Aufgrund des nicht geringen jüdischen Bevölkerungsanteils hatte die Cholmer
Stadtverwaltung grundsätzlich viel mit den Angelegenheiten ihrer jüdischen
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Bürger zu tun, diskriminierte diese jedoch seit 1936 massiv.127 Das wurde unter an-
derem bei den Stadtratswahlen vom Mai 1939 sichtbar. Ein Teil der jüdischen Kan-
didaten wurde zu den Wahlen nicht zugelassen, weil sie – so die offizielle Begrün-
dung – die polnische Sprache nicht ausreichend beherrschten. Diese Vorausset-
zung für Kandidaten wurde sehr sorgfältig bzw. übereifrig geprüft.128 Weil in
Cholm, wie in anderen Städten auch, Polen in der Regel nur Polen und Juden in
der Regel nur Juden wählten, wurden bei diesen Wahlen im 3. Wahlbezirk nur Ju-
den gewählt. Das verärgerte eine vom rechtsradikalen OZN dominierte Gruppe
polnischer Wähler und Lokalpolitiker, die am 5. Juni 1939 ein Protestschreiben
beim Lubliner Wojewoden einreichte. Sie verlangte die Wahlen im 3. Bezirk auf-
grund niedriger Wahlbeteiligung und einer Überflutung, die sich am Wahltag in
diesem Stadtteil ereignete, zu annullieren. Die Überprüfungskommission ent-
schied zugunsten der Antragsteller, die Wahlen wurden allerdings wegen des
Kriegsausbruchs nicht wiederholt.129

In kleinen Städten Westpolens war die Endecja in den Stadtverwaltungen ver-
treten, aber brauchte in der Regel mehr Zeit als in Posen, um die Stadträte zu kon-
trollieren. In Birnbaum (Międzychód), das nah an der deutsch-polnischen Grenze
lag, konnte die Endecja erst in den späten 1930er Jahren den Stadtrat dominieren.
Die ersten Wahlen in Birnbaum im Jahr 1921 gewann die „bürgerliche Sammlung“,
die sich aus Deutschen und Polen zusammensetzte. In darauffolgenden Wahlen
fielen die meisten Stimmer der Sanacja zu. Jüdische Abgeordnete gab es im Birn-
baumer Stadtrat nach dem Ersten Weltkrieg nicht mehr, weil fast alle Juden nach
Deutschland ausgewandert waren. Diese Auswanderung hatte, ähnlich wie in an-
deren Städten der Provinz Posen, bereits nach der Revolution von 1848 begonnen
und führte dazu, dass der Anteil der Juden in Birnbaum von 31 Prozent im Jahr
1830 auf fünf Prozent im Jahr 1900 sank.130

Es ist nicht klar, warum Juden in Städten wie Otwock, in denen sie die Mehr-
heit der Bevölkerung ausmachten und der Stadtrat überwiegend aus jüdischen Rä-
ten bestand, nicht zu Bürgermeistern gewählt wurden. Die Verfassung und kom-
munale Gesetzgebung garantierten die Gleichheit aller Bürger. Sie schrieben zwar
nicht vor, dass das Amt des Bürgermeisters katholische Polen vorbehalten war, al-
lerdings legten sie fest, dass ein Dorfvorsteher ein Katholik sein musste.131 Nach
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einem Gesetz von 1933 über die Leitungskörper der Gemeindeverwaltungen muss-
te ein Bürgermeister Pole sein, seine Konfession wurde jedoch nicht präzisiert.
Dasselbe Gesetz schrieb aber auch vor, dass der durch den Stadtrat gewählte Bür-
germeister durch eine Aufsichtsbehörde (władza nadzorcza) anerkannt werden
musste. Diese Behörde war in einer Kreisstadt der Wojewode und in allen anderen
Städten der Starost, die ein Veto gegen einen jüdischen Bürgermeister ausspre-
chen konnten. Wahrscheinlich zogen die Stadträte es vor, keinen jüdischen Bür-
germeister zu ernennen, weil sie wussten, dass der Wojewode bzw. Starost ihrer
Entscheidung nicht zustimmen würde.132

Weiterhin ist denkbar, dass jüdische Stadträte keinen jüdischen Kandidaten
aufstellen wollten bzw. kein Jude sich um das Bürgermeisteramt bemühte, um die
christlichen Polen nicht zu provozieren. Der erste Präsident der Zweiten Republik
Gabriel Narutowicz wurde am 16. Dezember 1922 von dem Maler Eligiusz Niewia-
domski ermordet, weil er in Kreisen polnischer Nationalisten als Jude wahrgenom-
men wurde.133 Zu einer ähnlichen Überzeugung gelangte der Historiker Marcin
Urynowicz, der die Kozienicer Stadtverwaltung untersuchte. Er schrieb, dass „es
eine ungeschriebene Abmachung zwischen polnischen und jüdischen Stadträten
bezüglich der Frage gab, welche Posten Juden bekleiden konnten und welche für
Polen reserviert waren.“134

Die politische Situation in Chmielnik bestätigt diese Hypothese. Obwohl
Chmielnik zu 75 Prozent von Juden bewohnt war und dort viele aktive jüdische
Kommunalpolitiker lebten, hatte die Stadt in der Zwischenkriegszeit keinen jüdi-
schen Bürgermeister oder Vizebürgermeister. Zwar waren 1921 18 von 21 Stadträ-
ten Juden, aber zum Bürgermeister wurde trotzdem der polnische Bauer Sylwes-
ter Zychowicz und Wacław Ścisło zu seinem Vertreter gewählt. Alle drei Beisitzer-
posten waren mit Juden besetzt. 1928 wurden zu den Wahlen 9.048 Personen
zugelassen, 2.276 von ihnen waren Polen und 7.129 Juden. Bei diesen Wahlen wur-
den 18 Juden und 4 Polen in den Stadtrat gewählt. Erneut wurde das Amt des Bür-
germeisters und seines Vertreters mit Polen und die Stellen der Beisitzer mit Juden
besetzt. Zum Bürgermeister wurde Zygmunt Barański und zu seinem Vertreter Bo-
lesław Łudczak ernannt. Die drei jüdischen Beisitzer waren Gustaw Dadler, Jakub
Moszek Frydmann und Josek Rozenbaum. Auch 1938 ernannte der von Juden do-
minierte Stadtrat keinen jüdischen Bürgermeister oder Vizebürgermeister.135
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Nur in wenigen Städten wurde das Amt des Vizebürgermeisters mit einem jü-
dischen Kandidaten besetzt. So war es unter anderem in Działoszyce, wo Juden
über 80 Prozent der Stadtbevölkerung ausmachten. Das Amt des Vizebürgermeis-
ters bekleidete dort zuerst Icek Rubin und anschließend Pejsach Sternberg.136 In
Wolbrom, wo der jüdische Bevölkerungsanteil bei 60 Prozent lag und Juden 13 von
24 Sitze im Stadtrat hatten, vertrat den polnischen Bürgermeister der Jude Henryk
Rozenbaum.137 In Radomyśl Wielki, das ebenso fast zu 60 Prozent von Juden be-
wohnt war, wurde das Amt des Bürgermeisters abwechselnd durch die Polen Józef
Kalita und Roman Sypek und das Amt des Vizebürgermeisters durch die Juden Ja-
kub Pelc und Jeremiasz Leibowicz bekleidet. Zweiterer wurde 1940 zum Vorsitzen-
den des Judenrats ernannt.138 Die meisten Städte mit jüdischen Vizebürgermeis-
tern lagen im ehemaligen Galizien, wo die Tradition des jüdischen Vizebürger-
meisters noch in der Zwischenkriegszeit präsent war und wo vor 1914 jüdische
Bürgermeister amtiert hatten.139

Ungeachtet der weit verbreiteten Praxis, dass Juden selbst in Städten mit über-
wiegend jüdischer Bevölkerung nicht zu Bürgermeistern gewählt wurden, amtier-
ten in der Zweiten Republik dennoch einige wenige jüdische Bürgermeister. Das
Wissen über sie stammt hauptsächlich aus der antisemitischen Presse, die jüdische
Bürgermeister und Vizebürgermeister auflistete, um Panik zu verbreiten. Da sie
den Begriff „Jude“ inflationär benutzte, sind ihre Angaben nicht ganz zuverlässig.
Die meisten dort aufgelisteten Personen waren Vizebürgermeister und lebten in
den multikulturellen ostpolnischen Städten. Dennoch finden sich auf den Listen
vereinzelt auch Kommunalpolitiker, die in Zentralpolen das Amt des Bürgermeis-
ters bekleideten. So zum Beispiel Dawid Jakobi, der vom 1. Februar 1931 bis Ende
Juli 1936 Bürgermeister von Wysokie Mazowieckie war.140

In Lemberg, wo nach Warschau und Lódź die drittgrößte jüdische Gemeinde
Polens lebte, wirkte zwar kein Jüdischer Stadtpräsident wie in Krakau, aber von
1930 bis 1939 hatte die Stadt mit Wiktor Chajes einen jüdischen Vizepräsidenten.
Chajes war wie der Bürgermeister von Krakau, Mieczysław Kaplicki, ein assimi-
lierter Jude und ein polnischer Patriot. Obwohl Chajes das Oberhaupt des Lember-
ger Kahals und der Präsident der Lemberger Loge des B’nai B’rith war, unterstell-
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ten ihm die Zionisten, dass er keine jüdischen Interessen in der Selbstverwaltung
vertrat. Außer einem Vizepräsidenten hatte Lemberg mehrere prominente jüdi-
sche Räte wie Stefan Tobiasz Aszkenaze, Józef Parnas, Henryk Lowenherz und
Adolf Finkelstein.141

Eine wichtige Rolle in der Stadtverwaltung, zumindest bis zur Mitte der
1930er Jahre, spielten Juden in der Stadt Rzeszów, die 1921 zu 53,5 Prozent von Po-
len, 45,5 Prozent von Juden und zu knapp einem Prozent von Ukrainern bewohnt
war. Wilhelm Hochfeld bekleidete dort von 1905 bis zu seinem Tod 1932 das Amt
des Vizebürgermeisters. Danach wurde kein Jude mehr auf diesen Posten erhoben
und Juden waren nur noch im Stadtrat vertreten. Als Räte verurteilten sie antise-
mitische Ausschreitungen und protestierten dagegen, dass die Stadtverwaltung
kommunale Aufträge nur an polnischen Firmen vergab.142

Ein zionistischer Vizebürgermeister, Henryk Reichman, amtierte von 1928 bis
1934 in Przemyśl, das vor 1914 ebenfalls in Galizien gelegen hatte. 1931 machten
Polen dort 49 Prozent der Einwohner aus, Juden 33 Prozent und Ukrainer 16 Pro-
zent. Während Reichmans Amtsperiode wurden jüdische Organisationen deutlich
besser finanziert als danach. Es waren regierungstreue polnische, jüdische und
ukrainische Kommunalpolitiker, welche Reichman den Posten des Vizebürger-
meisters garantierten. Ähnliche Koalitionen entstanden 1927–1928 auch in Droho-
bycz, Jarosław, Kołomyja und Stanisławów, die eine ähnliche Bevölkerungszusam-
mensetzung wie Przemyśl hatten. In der zweiten Hälfte der 1930er Jahre wurde
der Przemyśler Stadtrat jedoch von antisemitischen Kommunalpolitikern domi-
niert, die sich bei den Sitzungen auf die „Protokolle der Weisen von Zion“ beriefen
und darüber debattierten, wie die Juden am besten nach Madagaskar vertrieben
werden könnten.143

In Tschenstochau, einer mittelgroßen Stadt nicht weit der deutsch-polnischen
Grenze, in der das öffentliche Leben aufgrund des Klosters Jasna Góra durch die
katholische Kirche bestimmt wurde, machten Juden 20 Prozent der Stadtbevölke-
rung aus, was ziemlich genau mit dem prozentualen Anteil jüdischer Vertreter im
Stadtrat übereinstimmte.144 Für die Wahlen zum Tschenstochauer Stadtrat 1927
traten sechs jüdische Parteien bzw. Bündnisse an. Unter ihnen waren die Arbeiter-
partei Bund, die zionistisch-sozialistische Partei Poalej Syjon und die parteilose jü-
dische Intelligenz. Für dieselben Wahlen stellten polnisch-christliche Lokalpoliti-
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ker sieben Parteien auf. Bei den Wahlen wurden zehn jüdische Räte gewählt, was
21 Prozent der Sitze im Stadtrat ausmachte. Obwohl auch jüdische Kommunalpoli-
tikerinnen kandidierten, wurden ausschließlich Männer gewählt. Jüdische Abge-
ordnete verurteilten im Stadtrat nicht nur Antisemitismus, sondern beteiligten
sich konstruktiv an allen Debatten und Projekten, die die Verlegung der Kanalisa-
tion, kulturelle Angelegenheiten oder die Höhe von Renten betrafen.145 In den
Stadtratswahlen von 1934, die in Tschenstochau von dem Konflikt zwischen der
Endecja und Sanacja überschattet wurden, erhielten jüdische Kandidaten acht Sit-
ze.146 In den letzten Wahlen vor dem Zweiten Weltkrieg, die im Mai 1939 stattfan-
den und von den Nationaldemokraten gewonnen wurden, konnten jüdische Kan-
didaten 10 Plätze belegen. Die Mehrheit der Nationaldemokraten im Stadtrat sorg-
te dafür, dass jüdischen Organisationen und Vereinen Gelder gekürzt wurden und
dass sich die politischen Diskussionen deutlich verschärften.147

Die Stadtratswahlen in polnischen Städten und die Politik der Magistrate gin-
gen an der jüdischen Öffentlichkeit nicht vorbei. Das Lubliner Tugblat berichtete
über die Aktivitäten der Stadtverwaltung und die Mitwirkung jüdischer Stadträte
ebenso enthusiastisch wie über den Betrieb der jüdischen Gemeinde. Die Zeitung
veröffentlichte detaillierte Berichte über die Sitzungen des Stadtrates, analysierte
die Inhalte bestimmter Debatten und erklärte ihren Leser und Leserinnen die Be-
ziehungen zwischen den einzelnen Gruppierungen. Besonders ausführlich berich-
tete die Zeitung über diejenigen Entscheidungen des Stadtrates, die sich auf das
Leben der jüdischen Stadtbevölkerung auswirkten. Der Ton der Berichterstattung
änderte sich Mitte der 1930er Jahre, als die Kommunalpolitik in Lublin die Interes-
sen der jüdischen Stadtbevölkerung zu ignorieren begann. Während das Lubliner
Tugblat über den Stadtpräsidenten Józef Piechota (1890–1936) überwiegend positiv
berichtete, trugen Berichte über seinen Nachfolger, Bolesław Liszkowski (1889–
1978), der den Lubliner Magistrat vom Februar 1937 bis September 1939 leitete, ei-
nen deutlich kühlen und distanzierten Unterton. Als Untertitel eines Interviews
mit Liszkowski wählte die Zeitung beispielsweise dessen Aussage: „Ich bin vor al-
lem ein Pole und kein Philosemit“.148
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Kommunale Herausforderungen

Die „Entjudung“ der polnischen Städte wurde von einem Teil der Bürgermeister
und Kommunalpolitiker auf unterschiedliche Weise unterstützt und in unter-
schiedlichem Umfang als ein akutes oder zentrales Problem verstanden. Abgese-
hen von antisemitischen Ideen hatten polnische Gemeinden jedoch viele andere,
reale Probleme, deren Erledigung drängte und die zu den Aufgaben der Kommu-
nalverwaltung gehörten. Die Dimension der kommunaladministrativen Heraus-
forderung hing davon ab, wie groß die jeweilige Stadt war, in welchem Imperium
sie bis 1914 gelegen hatte, wie stark die Urbanisierung vorangeschritten war und
von wem die Stadt bewohnt wurde bzw. wie sich die Bevölkerungszusammenset-
zung gestaltete. 1939 gab es in Polen insgesamt 603 Orte, die das Stadtrecht besa-
ßen. In den meisten von ihnen lebten weniger als 20.000 Personen. Insgesamt leb-
te nur etwa 30 Prozent der Bevölkerung Polens in Städten. Trotzdem war das Le-
ben der Zweiten Republik von Großstädten wie Warschau, Łódź, Posen, Krakau,
Vilnius oder Lemberg geprägt.149

Da viele polnische Städte vor allem im ehemaligen Kongresspolen eine
schlechte urbane Infrastruktur hatten und oft weder kanalisiert waren noch über
eine genügende Elektrizitätsversorgung oder eine Stadtreinigung verfügten, stan-
den Bürgermeister und Stadtverwaltungen vor großen kommunalen Herausforde-
rungen. Diese ließen sich aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Lage nicht im-
mer leicht bewältigen. Lublin, das 1931 mit 112.000 Einwohnern die neuntgrößte
Stadt Polens war, verfügte nach dem Ersten Weltkrieg nur über ein privates Was-
serwerk, das 1899 von Adolf Weisblat gegründet worden war. Dieses versorgte nur
Häuser in den Hauptstraßen des Stadtzentrums mit Wasser. Der Stadtverwaltung
gelang es erst 1929, das Wasserwerk zu kaufen. Dank eines Kredits und der Unter-
stützung ausländischer Firmen konnten die Wasserleitungen ausgebaut und mo-
dernisiert werden. Trotz dieser umfangreichen Modernisierung konnten bis 1938
nur 31.000 Lubliner (26 Prozent der Stadtbevölkerung) mit Leitungswasser ver-
sorgt werden.150

Nicht besser sah es in Lublin und vielen anderen Städten mit der Stromversor-
gung aus. Nach dem Ersten Weltkrieg arbeiteten in Lublin 23 kleine, private
Stromwerke, die nur einen Bruchteil der Häuser mit teurem Strom versorgten.
Erst 1928 gelang es dem Bürgermeister ein modernes Kraftwerk zu bauen, das so-
wohl die Haushalte mit Strom versorgte als auch die Beleuchtung der Straßen mit
Laternen ermöglichte. Der Strom in Lublin war jedoch zweimal so teuer wie in
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Warschau, weshalb der Verbrauch pro Einwohner nur die Hälfte des Verbrauchs
in Warschau ausmachte.151 In vielen kleinen Städten Polens bestanden noch größe-
re infrastrukturelle Probleme als in Lublin, weil sie teilweise gar keine Wasserlei-
tungssysteme hatten und bis zum Zweiten Weltkrieg nur einen Teil der Einwohner
bzw. bestimmte Stadtteile mit Leitungswasser oder Strom versorgen konnten.152

Eine der wichtigsten Herausforderungen der Stadtverwaltungen stellte die So-
zialfürsorge dar, zumal die Armut in polnischen Städten vor allem nach dem Ers-
ten Weltkrieg groß war und seit der Weltwirtschaftskrise erneut zunahm. Ein Ge-
setz von 1841, das im Königreich Polen galt und die Unterstützung bedürftiger
Christen zur Aufgabe der Stadtverwaltung und die bedürftiger Juden zur Aufgabe
der jüdischen Gemeinde erklärte, wurde 1919 aufgehoben.153 Ein weiteres Gesetz
vom 16. August 1923 machte die Sozialfürsorge zur Pflicht der Kommunalverwal-
tung.154 Dieser Aufgabe gingen die von Christen dominierten Stadtverwaltungen
jedoch nicht überall unvoreingenommen nach, weil sie davon ausgingen, dass sich
Juden in einer besseren finanziellen Situation als Polen befanden und dass sich
die jüdischen Religionsgemeinden um deren sozialen Bedürfnisse kümmerten.155

Darüber hinaus litten die Kommunalverwaltungen an einem weiteren Pro-
blem, dass als undemokratische Mentalität der Beamten charakterisiert werden
kann. Diese fiel unter anderem dem aufmerksamen Beobachter und späteren No-
belpreisträger Czesław Miłosz auf. Miłosz schrieb, dass das Verhältnis der Beam-
ten zu den Bürgern ihn an jenes der Adligen zu ihren Untertanen erinnerte. Die
Beamten fühlten sich nicht in die Wünsche und Bedürfnisse der Bürger ein und
kamen ihnen nicht entgegen. Oft waren sie dazu noch rücksichtslos und hatten
vorrangig ihre eigenen Interessen im Blick. Besonders scharf kritisierte Miłosz Fi-
nanzbeamten, die in Warschau und anderen Städten ein paar Jahre später, wäh-
rend der deutschen Besatzung, in den Ghettos rücksichtslos unbezahlte Steuern
einforderten.156

Kommunale Herausforderungen  93

151 Marczuk, Rada Miejska, S. 160–164.
152 Siehe z. B. Wolańczyk, Prezydenci Kielc 1919–1950, S. 14–254; Browning, Remembering Sur-
vival, S. 15.
153 Kozińska-Witt, Jüdische Stadtdeputierte, S. 201–211, 214.
154 Ebenda, S. 218.
155 Ebenda, S. 222.
156 Czesław Miłosz, Wyprawa w Dwudziestolecie, Kraków 1999, S. 395.



Selbstgleichschaltung im Nationalsozialistischen Deutschland

Die NSDAP etablierte in Deutschland ein neues politisches System und veränderte
die Verwaltung und alle anderen Bereiche des öffentlichen Lebens grundlegend.
Dieser Umstand ist für diese Studie deshalb wichtig, weil das GG eine Kolonie des
Deutschen Reiches war und die Verwaltungsrichtlinien des Deutschen Reiches
dort zur Anwendung kamen. Wichtig ist dabei hervorzuheben, dass die national-
sozialistische Revolution sich 1933 nicht nur von oben, sondern auch von unten
ereignete. Nach der Machtübernahme am 30. Januar 1933 schuf Hitler die Demo-
kratie der Weimarer Republik ab und etablierte allmählich eine faschistische Dik-
tatur. Dieser Prozess fand sowohl auf der höchsten Ebene in Berlin als auch auf
den unteren Ebenen in den Kommunen statt. Die Verwaltung wurde auf allen Ebe-
nen systematisch gleichgeschaltet und umgebaut. Das Prinzip: „Die Beamten sind
Diener der Gesamtheit, nicht einer Partei“ wurde abgeschafft, weil jeder Beamte
nur gegenüber der Partei loyal sein und dem Führer entgegenarbeiten sollte. Alle
Beamten mussten einen Eid auf Hitler leisten. Juden und Mitglieder der KPD, SPD
sowie andere Opponenten des neuen Regimes wurden aus der Verwaltung entlas-
sen. Laut dem deutschen Beamtengesetz vom 26. Januar 1937 musste auch der Ehe-
partner eines Beamten für zumindest zwei Generationen „arisch“ sein.157

Die Nationalsozialisten bauten den Staat auf allen Ebenen um. Sie führten
neue Ministerien wie das von Joseph Goebbels geleitete Reichsministerium für
Volksaufklärung und Propaganda ein, entmachteten das Parlament und bauten
den Polizeiapparat aus, um die Verwaltung und andere Bereiche des öffentlichen
Lebens zu kontrollieren. Als besonders effizient erwies sich dabei die Sipo. Auf
den Kommunalebenen wurden Ämter und Behörden entweder abgeschafft, umge-
baut oder mit NSDAP-Mitgliedern besetzt, um die nationalsozialistische Macht
dort zu festigen. Dies wirkte sich auch auf die gewählten Stadträte aus, die den
Bürgermeistern bzw. Oberbürgermeistern zu einer Alleinherrschaft imWege stan-
den. Bereits 1933 wurde ein Teil der Stadtabgeordneten, die gegen die NSDAP stan-
den, entlassen. Mit dem „Gesetz über die vorläufige Vereinfachung der Verwaltung
der Hauptstadt Berlin“wurde die Stadtverordnetenversammlung in der deutschen
Hauptstadt Ende September 1933 aufgelöst.158

Die am 30. Januar 1935 eingeführte Deutsche Gemeindeordnung schuf zwar
den Stadtrat formal nicht ab, setzte ihn aber faktisch außer Kraft. Er wurde zu ei-
nem Beratungsgremium reduziert, das keine Beschlüsse verabschieden durfte und
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keine legislative Macht ausüben konnte. Seine Mitglieder wurden gewöhnlich
„Ratsherren“ oder „Gemeinderäte“ genannt und wurden von einem Parteibeauf-
tragten oder Gauleiter ernannt. Die Bürgermeister konnten vollkommen unabhän-
gig vom Stadtrat agieren und mussten sich nur der NSDAP unterordnen.159 Gleich-
zeitig wurden auf kommunaler Ebene neue Behörden geschaffen. Die Stadtverwal-
tung Hannover gründete 1935 ein Gesundheitsamt, in dem die eigens geschaffene
Abteilung Erb- und Rassenpflege die neue Erb- und Rassengesetzgebung in der Ge-
meinde umsetzen sollte.160

Bei der Machtübernahme stießen die Nationalsozialisten seitens der Mehrheit
der Beamten auf keinen Widerstand.161 Wie viele von ihnen „dank ihrer eigenen
Kapitulation auf ihrem Posten“ blieben, ist unbekannt.162 Auf der einen Seite be-
setzten die Nationalsozialisten wichtige Positionen in den Kommunalämtern und
tauschten unbequeme und unangepasste Personen aus. Auf der anderen Seite lie-
ßen sie den kommunalen Politikern genug Freiraum, damit sie Eigeninitiative zei-
gen und im Sinne der Partei handeln konnten. Besonders deutlich wurde dies bei
der Verfolgung von Juden und anderen Staatsfeinden.163

Nach den ersten Entlassungen fehlte es in den Städten an kompetenten Fach-
kräften. Diese konnten durch brüllende und gewalttätige Männer in braunen Uni-
formen nur bedingt ersetzt werden. Aus diesem Grund befahl Göring bereits im
Mai 1933, nur noch ausnahmsweise weitere Entlassungen vorzunehmen.164 Die
Entlassung „feindlicher“ Beamten war jedoch grundsätzlich eine zentrale Maß-
nahme des neuen Regimes. In dem von Wilhelm Kube herausgegeben Almanach
der nationalsozialistischen Revolution, veröffentlichte der Staatskommissar von
Berlin Julius Lippert das Kapitel „Die Reinigung der Stadtverwaltung“. Darin schil-
derte er die Unentbehrlichkeit der Schaffung einer nationalsozialistischen Kom-
munalbeamtenschaft.165
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Der Historiker Wolf Gruner zeigte in seinen Studien, dass zwischen den obe-
ren und unteren Verwaltungsebenen eine wechselseitige Dynamik entstand und
dass beide sich gegenseitig radikalisierten. Ohne die unteren Ebenen hätten die
Nationalsozialisten ihre Ziele nicht umfangreich und flächendeckend umsetzen
können, weil die Führungsspitze ihre Befehle nicht selbst auf den lokalen Ebenen
umsetzen konnte. Die Initiativen, die Macht zu übernehmen und den Staat gleich-
zuschalten oder Juden und andere Feinde zu verfolgen, kamen sowohl von oben
als auch von unten. Als Hitler und andere führende Nationalsozialisten die Macht
in Berlin übernahmen, machten Kommunalbeamte, die Hitler unterstützten und
ihm folgten, das gleiche in ihren Gemeinden. 166

Jürgen Klöckler, der die Konstanzer Stadtverwaltung untersuchte, nannte den
Prozess der Machtübernahme auf der Kommunalebene „Selbstgleichschaltung“,
weil sie grundsätzlich von unten ausging und eigene Dynamiken entfaltete. Durch
die Machtübernahme in Berlin entstanden neue Möglichkeiten in den Gemeinden.
Durch Anpassung bzw. Selbstgleichschaltung konnten Kommunalbeamte mehr
Macht erlangen als in der Republik.167 Aus diesem Transformationsprozess ent-
standen auf der Lokalebene unzählige neue Konstellationen und Dynamiken der
Machtübernahme und Machtverfestigung. Dieser Prozess trug zur Polykratie des
NS-Staates maßgeblich bei. Auf den unteren Ebenen musste der Nationalsozialis-
mus in jedem Ort an die Spezifika der Gemeinde angepasst werden, was nur dank
der Mitarbeit der Kommunalpolitiker erreicht werden konnte.168

Ungeachtet dessen sollte jedoch betont werden, dass die Nationalsozialisten –

ähnlich wie die Sanacja in Polen – die Verwaltung zentralisierten, damit sie im fa-
schistischen bzw. diktatorischen Sinne effizienter regieren konnten. Den Bürger-
meistern wie auch anderen Leitern innerhalb des Verwaltungsapparats fiel dabei
eine besondere Rolle zu, weil die Zentralisierung unter Anwendung des Führer-
prinzips erfolgte. Aufgrund dessen wurden den Bürgermeistern besondere Rechte
eingeräumt. Deshalb sollten die Stadtverwaltungsbeamten nicht nur dem Führer,
sondern auch ihrem Bürgermeister zuarbeiten. Da Bürgermeister an der Spitze
der Gemeinden standen, mussten sie ihre Städte ähnlich wie Hitler Deutschland
führen und gleichzeitig auch den Willen des Führers in seinen Ämtern umset-
zen.169

Die Nationalsozialisten räumten den Bürgermeistern noch mehr Macht ein als
die Sanacja in Polen, die zwar eine autoritäre, aber keine faschistische Bewegung
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war. Nur das OZN kam den Nationalsozialisten ideologisch nah. Grundsätzlich
existieren in Deutschland jedoch zumindest in den ersten Jahren der nationalso-
zialistischen Herrschaft zwei Typen des Ortsvorstehers. Der erste gehörte der NS-
DAP und manchmal auch der SA oder SS an. Er trug Parteiuniform und repräsen-
tierte dadurch auch visuell den Führer Adolf Hitler vor Ort. Gleichzeitig war der
Ortsvorsteher selbst der Führer der Gemeinde. Der zweite Typ war kein Parteimit-
lied, sondern in der Regel ein konservativer Politiker wie zum Beispiel Arthur
Menge, der bis 1937 der Oberbürgermeister von Hannover war. Er symbolisierte
die Kontinuität. Im Amt konnte dieser Bürgermeistertypus nur dann bleiben,
wenn er sich systemkonform verhielt und keine Kritik am Regime übte. Wichtiger
noch als die Zugehörigkeit zur Partei war die Zugehörigkeit zur SA oder SS, weil
durch das Tragen der Uniform der Führertypus noch mehr zur Geltung kam. Etwa
die Hälfte aller deutschen Bürgermeister trat bereits vor Ende 1933 der NSDAP bei.
Diese Entwicklung zeigt, wie verbreitet die Unzufriedenheit mit dem demokrati-
schen System der Weimarer Republik unter lokalen Politikern war.170
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